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Der Machtfriede im Oſten.
Nachdem nun der Machtfriede mit Rußland unterzeichnet

worden iſt, kann man einen Blick darauf werfen, wie er ſich mit
ten Zuſagen und dem Verhalten der Parteien, insbeſondere der
der Regierungsſozialiſten, verträgt. Man weiß, daß von dem
Regierungsblod und der Regierung ſelbſt allezeit die urſprüng-
liche ſogenannte ruſſiſche Formel als Leitmotiv gelten ſollte:
Keine Annektionen, keine Kontributionen, keine Vergewaltigung
fremder Völker; freies Selbſtbeſtimmungsrecht der ſtrittigen
Gebiete. Jetzt iſt ein Friede zuſtande gekommen, deſſen Einzel
heiten in dem Ultimatum diktiert waren. Große Gebiete wer-
den von Rußland abgetrennt. Livland und Eſtland werden
von deutſcher Polizeimacht beſetzt, wie lange, ſteht dahin. Damit
iſt zunächſt für dieſe Völkerſchaften ohne Rückſicht auf ihre
ſtaatliche Selbſtändigkeit die Gewalt in die Hände der Mittel-
mächte gelegt. Wie ſteht es nun mit dem Selbſtbeſtimmungs-
recht? Bezüglich Litauens konnte Vogtherr in ſeiner Reichs
tagsrede mitteilen, daß es ganz ausdrücklich ſeine Selbſtändig-
keit erklärt habe, ſeine inneren Angelegenheiten einer durch
demokratiſche Wahlen geſchaffenen Konſtituante unterſtellen
will, aber an der Ausführung dieſer Beſchlüſſe noch immer durch
tie Mittelmächte gehindert iſt. Wenn dieſe Beſtimmungen des
Friedensvertrags und die ſonſt geſchaffenen auch
noch nicht den eigentlichen Sinn von Annektidnen erfüllen, ſo
iſt durch den auf dieſer Grundlage geſchaffenen Zwangsfrieden
doch ein Zuſtand gegeben. der uns von dem Allgemeinfrieden
noch mehr entfernt. vor allem aber Rußland gegenüber völlige
politiſche Unſicherheit für die Zukunft und erſt recht nicht
„Friede und Freundſchaft“ herbeiführt.

Die Mehrheitsparteien des Reichstags haben bis jetzt gar
keinen Verſuch gemackt, den klaffenden Widerſpruch zwiſchen
ibrer längſt abgetanen Friedensreſolution vom Juli 1917 und
dieſer Art des Friedensſchluſſes ins rechte Licht zu ſetzen. Jene
Reſolution enthält ja bekanntlich auch kein Wort vom Selbſt
beſtimmungsrecht der Völker. das weder im Nkrainevertrag noch
im Friedensvertrag mit Rußland reſpektiert worden iſt. Vor
allem zeigen die neuerlichen Tatſachen auch dem Blinden endlich
einmal aufs deuntlichſte, daß die ſogenannte Friedenspolitik der
Regierungsſozialiſten vollſtändig zuſammengebrochen iſt. Sie,
die ſich der Arbeiterklaſſe gegenüber jahrelang als Vermittler
des wahren demokratiſchen Friedens angeprieſen haben, ſind,
wie auch die anderen Blockparteien, als es ſich um Tatſachen
handelte, vor der Regierung oder vielmehr vor der Militär-
partei widerſtandslos zurückgewichen. Sie haben den Ukraine-
vertrag gebilligt, trotzdem er das ganze Polentum vor den Kopf
ſtößt. Sie müſſen auch gute Miene zu dem ruſſiſchen Friedens
vertrage machen. Dieſer Friede bedeutet einen vollen Sieg der
alldeutſchen Militärpartei und des deutſchen Jmperialismus,
d. h. derer, die die Scheidemänner behanpteten. immer am
energiſchſten zu bekämpfen. Der Vorwärts tröſtet ſich über dieſe
Tatſachen damit hinweg, daß die von Rußland abgetrennten
Gebiete weder von Deutſchland noch Oeſterreich-Ungarn annek-
tiert werden und eigene Staaten bilden ſollen und fügt hinzu:
„Hier liegt in dem „Wie“ alle Zukunftshoffnung und Zukunfts-
gefahr umſchleſſen.“ Sehr richtig! Das aber eben iſt des
Pudels Kern, daß die Zukunftsgefahren ſehr viel näher liegen
als die Zukunftshoffnungen, und jetzt erſt will der Vorwärts
anfangen, „für das wirkliche Selbſtbeſtimmungsrecht jener
Völker“ einzutreten.

Bei dieſer Selbſtentſchuldigung geht es natürlich nicht ohne
eine Beſchimpfung der Bolſchewiki ab. Dieſe hätten bewirkt,
daß das Rieſenreich in einem geradezu grotesken Zuſtand der
Wehrloſigkeit herabgeſunken ſei. Beim Vorwärts reicht die
hiſtoriſche Bewertung der Dinge nicht einmal ſoweit, um die
furchtbare Erbſchaft auch nur mit einer Silbe zu erwähnen, die
die Volſchewiki von dem korrupten und korrumpierenden Zaris-
mus übernehmen mußten. Jetzt ſchweigen die Abhängigen
von dem Unheil, das ſie ſelbſt am Frieden durch ihre Politik
angerichtet haben. Das Urteil der Deutſchen Tageszeitung iſt
nur zu treffend, das von der Unfruchtbarkeit, Ober
fläch lichkeit und inneren Unwahrheit der regie-
rungsſozigliſtiſchen Kriegspolitik frricht. Die politiſchen Miſſe-
läter werden ſich in Geduld und Sanftmut mit den Früchten
ihrer Politik abfinden. Die Zukunft, d. h. leider unſere Kin
der und Kindeskinder haben die drohenden ſchweren Folgen zu
tragen.

Von den Scheidemännern und ihrer Gefolgſchaft gilt viel-
leicht auch in gewiſſem Sinne das Wort, womit die alldeutſche
Deutſche Zeitung einen Artikel über den ruſſiſchen Frieden ein-
leitet: „Der Deutſche iſt ein muſterhafter Unter-
tan wer das noch nicht gewußt hat, dem hat es der Krieg ge
lehrt. Darin liegt ſeine politiſche Stärke; ein fähiger Staats
wann könnte mit dieſem Block die Welt erobern, wenn es ſein
müßte.“

Die Juſatzverträge.
Berlin, 5. März. Nach Artikel XI und XII des deutſch-

ruſſiſchen Friedensvertrages iſt die Regelung der wirtſchaft
ſchaftlichen und der Rechtsbeziehungen beſonderen, gleichzeitig
in Kraft tretenden Verträgen vorbehalten. Ueber den Jnhalt
dieſer Verträge gibt W. T. B. bekannt:

Die wirtſchaftspolitiſche Anlage ſtellt im großen und gangen
den deutſcheruſſiſchen Handelsvertrag von
wieder her. Wir haben weiter die Feſtlegung der freien Durch
fuhr die direkte Verbindung im Handelsverkehr über Rußland
nach Perſien und Afghaniſtan erreicht, die uns bisher geſperrt
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waren. Bis zum Jahre 1925 iſt der ruſſiſche Zolltarif bindend
feſtgelegt, ſo daß wir bis zu dieſem Zeitpunkt gegen ruſſiſche
Zollerhöhungen geſchützt ſind.

Der rechts politiſche Zuſatzvertrag verpflichtet Ruß-
land, die Schäden zu erſetzen, die unſeren diplomatiſchen und
konſulariſchen Vertretern und den kaiſerlichen Dienſtgebäuden
bei Ausbruch des Krieges zugefügt worden ſind. Der ruſſiſche
Schuldendienſt gegenüber den deutſchen Gläubigern iſt
alsbald nach der Ratifikation des Vertrages wieder aufzu-
nehmen,

Der Austauſch der Kriegsgefangenen wird imAnſchluß an das Petersburger Abkommen geregelt. Art und
Zeit der Rückſendung bleibt einer gemiſchten Kommiſſion über-
laſſen, während rein deutſche Kommiſſionen auf ruſſiſchem Ge-
biet ſofort den Schutz deutſcher Gefangener, Zivilinternierter
und Rückwanderer übernehmen. Aufwendungen für Kriegs-
gefangene werden erſetzt. Die Unterhaltung der Grabſtätten
gefallener Krieger und geſtorbener Gefangener wird gewähr-
leiſtet. Ein weiteres Kapitel regelt die Amneſtiefrage;
jeder Teil gewährt Straffreiheit den Kriegsgefangenen, Zivil-
internierten und Verſchickten des anderen Teiles ſowie den
feindlichen Staatsangehörigen, die ſeine Kriegsgeſetze über-
treten haben.

Vorfriede mit Rumänien.
Rumänien muß die Dobrudſcha abtreten.

Berlin, 6. März. Aus Bukareſt wird vom 5. März
gemeldet: Jm Schloſſe Buftea bei Bukareſt wurde heute
7 Uhr nachmittags von den bevollmächtigten Vertretern der
Vierbundmächte und dem rumäniſchen Bevollmächtigten folgen
der Vertrag unterzeichnet:

Beſeelt von dem gemeinſamen Wunſch, den Kriegszuſtand
zwiſchen Deutſchland. HOeſterreich-Ungarn, Bulgarien und der
Türkei einerſeits und Rumänien andererſeits zu beenden und
den Frieden wieder herzuſtellen, ſind die Unterzeichneten, und
zwar Staatsſekretär v. Kühlmann als Bevollmächtigter Deutſch-
lands, Miniſter des Aeußeren Graf Czernin als Bevollmächtig-
ter Oeſterreich-Ungarns, Vizepräſident der Sobranfe Dr.
Momtſchilof als Bevollmächtigter Bulgariens und Großweſir
T alaat Paſcha als Bevollmächtigter der Türkei einerſeits und
Herr C. Argentojanu als Bevollmächtigter Rumäniens anderer-
ſeits dahin übereingekommen, daß, nachdem der zu Foerſani am
g. Dezember 1917 unterzeichnete Waffenſtillſtandsvertrag am
2 März gekündigt und am 5. März 1918 um 12 Uhr mittags
abgelaufen iſt, vom 5. März 1918 mitternacht an eine 14-
tägige Waffenruhe mit dreitägiger Kündigungsfriſt
laufen ſoll. Zwiſchen den Unterzeichneten beſteht vollkommene
Uebereinſtimmung darüber, daß innerhalb dieſes Zeit-
raumes der endgültige Frieden ahzuſchließen iſt, und
zwar auf Grundlage nachſtehender Vereinbarungen:

1. Rumänien tritt an die verbündeten Mächte die
Dobrudſcha bis zur Donau ab.

2. Die Mächte des Vierbundes werden für die Erhaltung
des Handelsweges für Rumänien über Konſtanza
nach dem Schwarzen Meere Sorge tragen.

3. Die von Oeſterreich- Ungarn geforderten Grenzberich-
tigungen an der öſterreichiſch-ungariſch-rumäniſchen Grenze
werden von rumäniſcher Seite grundſätzlich ange nommen.

4. Ebenſo werden der Lage entſprechende Maßnahmen auf
wirtſchaftlichem Gebiet grundſätzlich zugeſtanden.

5. Die rumäniſche Regierung verpflichtet ſich, ſofort minde-
ſtens acht Diviſionen der rumäniſchen Armee zu demobili-
ſieren. Die Leitung der Demobiliſation wird gemeinſam
durch das Oberkommando der Heeresgruppe Mackenſen und der
rumäniſchen Oberſten Heeresleitung erfolgen. Sobald zwiſchen
Rußland und Rumänien der Frieden wieder hergeſtellt iſt,
werden auch die übrigen Teile der rumäniſchen Armee zu
demobiliſieren ſein, ſoweit ſie nicht zum Sicherheitsdienſt an
der ruſſiſcherumäniſchen Grenze beſtimmt werden.

6. Die rumäniſchen Truppen haben ſofort das von ihnen
beſetzte Gebiet der öſterreichiſchungariſchen Monarchie zu
räumen.

7. Die rumäniſche Regierung verpflichtet ſich, den Trans
port von Truppen der Verbündeten durch die Mol-
daun und Beßarabien nach Odeſſa eiſenbahntechniſch
nach allen Kräften zu unterſtützen.

5. Rumänien verpflichtet ſich, die noch in rumäniſchen
Dienſten ſtehenden Offiziere der mit dem Vierbund im Kriege
befindlichen Mächte ſofort zu entlaſſen. Dieſen Offizieren
wird ſeitens der Vierbundmächte freies Geleit zugeſichert.

9. Dieſer Vertrag tritt ſofort in Kraft.
Ausgefertigt in fünffacher Urſchrift in Bufteg am 5. März

1918.

Es folgen die Unterſchriften.

Friedensvorſtoß in England.
Ein neuer Friedensbrief Lansdownes.

London, 56. März. (Neuter.) An einem im Daily Tele
graph von Lord Lansdow ne veröffentlichten Brief ſpricht
dieſer darin die Neberzenqung aus daß Hertkinge Rede den deitt
lich erkennbaren Wunſch enthalte, daß verontwortliche Ver-
treter der Criegführenden zu einer Diskuſion zuſammentreten
mögen, und daß ein allgemeiner Frieden auf der Grundlage der
vier Wilſonſchen Prinzipien diskutierbar ſei. Außerdem ent- 1

balte die Rede die Verſicherung, daß der Kanzler einen un
parteiiſchen Schiedsgerichtshof frendig begrüße
und daß Deutſchland nicht daran denke, Belgien zu behalten
oder es zu einem Beſtandteil des Deutſchen Reiches zu machen.
Lansdowne hält Hertlings Annahme der vier Wilſonſchen
Prinzipien für im ganzen befriedigend. Lansdowne unterzieht
die päpſtliche Note vom 1. Auguſt 1917, die Hertling zitierte,
einer Prüfung und ſagt, die weſentlichen Sätze in der Note
ſeien: Belgien muß vollſtändig geränmt und es muß ihm
gegenüber allen Mächten ſeine volle politiſche, militäriſche und
wirtſchaftliche Unabhängigkeit garantiert werden. Lansdowne
weiſt darauf hin, daß eine Grundlage für eine Ueberein-
ſt imm ung bezüglich der rier Wilſonſchen Prinzivien, bezüg-
lich des internationalen Schiedsgerichtshofes und nach ſeiner
Anſicht auch bezüglich Belgiens vorhanden ſei. Viel größer
würden die Schwierigkeiten, wenn man an die Anſprüche auf
Gebietsübertragungen von einer Macht auf die andere heran-
trete. Solche Schwierigkeiten ergäben ſich bezüglich Elſaß-
Lothringens und bezüglich Jtaliens, Anſprüche auf
gewiſſe öſterreichiſche Gebiete, ſowie bezüglich der briti-
ſchen Anſprüche auf gewiſſe Teile des türkiſchen Reiches.
Lansdowne glaubt, daß es unvermeidlich iſt, dieſe letzteren
Fragen einem Friedenskongreß zu unterbreiten, der, wie Lloyd
George ſagte, am Ende des Krieges abgehalten werden
würde. Zum Schluß erklärt Lansdowne, daß auch die Frage
der deutſchen Kolonien einem ſolchen Hongreß vorbehalten
werden müſſe.

Der Schluß.
Die Differenzen in der letzten Sitzung in BreſtLitowſtk.

Breſt-Litowſk, 4. März 1918. Nachdem die ruſſiſche
Delegation am 1. März die Entwürfe zum Friedensvertrag
nebſt Anlagen und Zuſatzverträgen entgegengenommen hatte,
erklärte der Vorſitzende Sokolnikow, daß er von einer
Durchberatung in Kommiſſionen abſehen wolle. Am 2. März
nahmen der Vorſitzende und einzelne Mitglieder der ruſſiſchen
Delegation Fühlung mit den Delegierten der Verbündeten, um
ſich über die einzelnen Beſtimmungen der Entwürfe Auf-
flärungen zu verſchaffen. Abänderungswünſche wurden ruſſi
ſcherſeits nicht geäußert

Für die Unterzeichnung der Verträge wurde in gemeinſamem
Einvernehmen der 3. März feſtgeſetzt. Am 3. März um 11 Uhr
vormittags traten die Abordnungen unter dem Vorſitz des öſter
reichiſch- ungariſchen Botſchafters von Merey zu einer Voll
verſammlung zuſammen. Jm allſeitigen Einverſtändnis wurde
rorbehalten, daß Staatsſekretär von Kühlmann und Graf
Tzernin ihre Unterſchriften in Bukareſt nachtragen ſollten. So-
dann gab der Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation, Sokol-
nikow, zwei Erklärungen ab. Die erſte Erklärung beſchäftigte
ſich mit Artikel IV, Abſatz III, des Vertragsentwurfes, be-
treffend Rußlands Verzicht auf Einmiſchung in die Neuordnung
der ſtaatsrechtlichen und völkerrechtlichen Verhältniſſe in den
ehemals türkiſchen Bezirken Erdehan, Kars und
Bat um. Herr Sokfolnikow erklärte, daß dieſe Vertrags-
beſtimmung eine Gehietsändernung ohne Befragung der Be-
rölferung darſtelle und von Rußland nur unter Proteſt
angenommen werde. Jn ſeiner zweiten Erklärung betonte der
Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation, das deutſche Nltimatum
labe die ruſſiſche Republik im Zuſtande der Demobil-
m ach ung getroffen. Rußland ſehe ſich deshalb gezwungen,
das Ultimatum anzunehmen und die ihm jetzt vorgelegten Ver-
träge zu unterzeichnen. Dieſer Friede ſei

kein Verſtändiqungsfriede.
Die ruſſiſchen Randvölker würden unter dem Vorwande
des Selbſtbeſtimmungsrechtes dem Einfluſſe des Gegners
unterſtellt, um die dort herrſchenden Klaſſen gegen die
PRevolntion zu ſchüsen und die Kräfte der Gegenrevo-
hution zu ſtarken. Auch in Finnland und der Ukraine
ſtütze der Vierbund die revolntions freundlichen Beſtrebungen.
Rußland, durch

den Bruch des Waffenſtillſtandes vergewaltigt,
unterzeichne, e vergeblich an die deutſchen Ar-
beiter appelliert Wbe, den Friedensvertrag, ohne in Ver-
handlungen dar Ver einzutreten.

Botſchafter von Merehy gab ſeinem Bedauern über die
ruſſiſchen Erklärungen Ausdruck. Die Delegationen des Vier-
bundes hätten gehofft und gewünſcht, daß am letzten Tage der

Deutſcher Heeresbericht.
Großes Hauptquartier, 6. März 1918. (W. T. B.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Heftige Fenerüberfälſle

richtete der Feind gegen unſere Stellungen auf dem Nordnfer
der Lys. Ein ſtarker engliſcher Vorſtoß bei Waſſien wurde im
Vahkampf abgewieſen. Beiderſeits der Scarpe und in Ver
bindung mit eigenen erfolgreichen Erkundungen nördlich und
ſirdweſtlich von St. Quentin lebte die Gefechtstätigkeit auf.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. Jn einzelnen Abſchnitten
Artilleriekampf. Sturmabteilungen drangen in der Gegend von
Ornes in die franzöſiſchen Gräben und brachten 28 Gefangene
ein.

Heeresgruppe Herzog Albrecht. Südlich vom Nhein- Marne
Kanal, im Thanner Wald und bei Altkirch rege Tätigkeit der
Franzoſen.

Ofſten.
Jm Verfolg der von der finniſchen Negierung er-

betenen militäriſchen Hilfe ſind deutſche Truppen auf
den Alandsinſeln gelandet.

Der Waffen ftillſtandsvertrag t Rumktnien
iſt von neuem formell nunterzeichnet worden. Friedens
ver handlungen ſchliesen ſich unmittelbar an ihm.

Bon den anderen Kriegeéſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquortiermeiſter Ludendorff.



Verhandlungen friedliche und verſöhnkiche an
geſchlagen würden. Wenn die ruſſiſche Delegation die im
mung über Erdehan, Kars und Batum beanſtande, ſo müſſe er
bemerken, daß die ruſſiſchen Herren in der Lage geweſen wären
und vollauf dait gehabt haben würden, darüber zu verhandeln
und Abänderungswünſche geltend zu machen. Wenn ſie die
Entwürfe ohne ſachliche Durchberatung im einzelnen in Baufch
und Bogen angenommen hätten, ſo beſäßen ſie nicht das Recht,
ſich darüber zu beſchweren, ſondern hätten dies al le in zu ver
antworten. Jede Verantwortung und Schuld für die jetzige
Lage Rußland müßten die Mächte des Vierbundes ab
lehnen, die Verhandlungen in Vreſt hätten bei voller Waffen-
ruhe zwei Monate lang gedauert, bei ſachgemäßer Verwendung
dieſer Friſt würde die ruſſiſche Delegation reichlich Zeit gehabt
haben, das Friedenswerk auf der zu Beginn der Verhand-
lungen feſtgeſetzten Grundlage durchzuarbeiten und zu einem
jedeihlichen Ende zu führen. Der größte Teil des
Materials ſei überdies in den früheren Verhandlungen tat-
ſachlich eingehend durchberaten worden. Wenn die ruſſiſche
Delegation ſpäter dieſen Weg verlaſſen und jetzt auf ab-
ſchließende Beſprechungen verzichtet habe, ſo treffe die Schuld
hieran ausſchließlich fie ſelhſt. Jn längeren Ausführungen
ind unter Beibhrinqung reichen geſchichtlichen, etbnographiſchen

und geographiſchen Materials trat hierauf der Vorſitzende der
ottomaniſchen Deleggation, Hakki PVaſcha, der erſten Er-

irung Sokolnifkows entgegen, er erinnerte daran, daß die
fraglichen drei Bezirke vier Jahrbunderte lang zur Türkei ge
bört hätten, daß Rußland ſie als Erſatz für eine von der Türkei
nicht gezahlte Kriegsentſchädigung an ſich geriſſen und daß die

ürkei, ſolange ſie Herrin der Bezirke geweſen ſet, von dort aus
Rußland niemals bedroht habe. Den Vorwurf. daß hier eine

innektion vorliege, entkräftete er durch Hinweis auf den Wort-
t der den Ve ndeten vorgeſchlagenen Vertragsbeſtim-

nung, wonach die Bevölkerung das Recht haben ſolle, ihr
künftiges ſtaatliches Schickſal ſelbſt zu beſtimmen.

General Hoffmann legte gegen den Vorwurf einer
Lerletzung des Waffenftiſlkandsvertrages durch Deutſchland
Verwahrung ein. indem er auf die Erklärungen des Staats-
ſekretärs v. Kühlmann in der Vollverſammlung vom 10. Februar
verwies. Herr v. Kühlmann habe damals dem Volkskommiſſar
für auswärtige Angelegenheiten klipp und klar geſagt, daß mit
einem einſeitigen Abbruch der Friedensverhandlungen der
Waffenſtillſtand automatiſch außer Kraft trete. Herr Trobki
habe das widerſpruchslos zur Kenntnis genommen. Die
ruſſiſche Demobilmachung habe nicht erſt infolge des Befehls
vom 10. Februar begonnen. Jn Wirklichkeit ſei ſie ſchon lange
Wochen vorher im Gange und tatſächlich das ruſſiſche Heer
am 10. Februar bereits demobil geweſen. Schon Wochen vor-
her habe die deutſche Heeresleitung gewußt., daß und wieviel
Kilometer der ruſſiſchen Stellungen nicht mehr von ruſſiſchen
Truppen beſetzt waren. Dieſe fatſächlichen Verhältniſſe ſeien
der ruſſiſchen Regierung natürlich genau ſo gut bekannt ge-
weſen, wie der deutſchen Heeresleitung.

Geſandter v. Roſenberg führte aus, die deutſchen Dele-
gierten hätten ſich im Dezember und Jannar ehrlich vemüht.
einen Frieden der Verſtändigung zuſtandezuhbringen. Sie hätten
nicht auf die Rechte gepocht, die Deutſchland die Eroberung
feindlicher Gebiete hätte einräumen können. Jn dem Wunſche,
den Jdegnlen des neuen Rußland entgegenzukommen, ſei hierauf
verzichtet worden. Aber zu einer Verſtändigung gehörten
zwei Parteien, die die Verſtändigung wünſchten, und den guten
Willen hierzu habe die deutſche Delegation auf der ruſſiſchen

rermiſrt. Jnfolge eines unſeligen Verhängniſſes habe
die ruſſiſche Delegation an der Ehrlichkeit der dentſchen Ab-
ſichten mit den Randvölkern nicht glauben wollen. Jnzwiſchen
haben ſich die Verhältniſſe und naturgemäß auch die Forde-
rungen Deutſchlands ver an dert. Aber anch heute noch ſeien
die Forderungen Dentſchlands weit davon entfernt, eine rück-
ſichtsloſe Ausnutzung der Markt verhältniſſe darzuſtellen. Der
Friede werde Rußland nicht aufgezwungen; in der freien Ent-
ſchließung des ruſſiſchen Volkes ſtehe es, die deutſchen Be-
dingungen anzunehmen oder den Krieg fortzuſetzen. Die
ruſſiſche Regierung habe nicht das Recht, die Aufrichtigkeit der
von Derrtſchkand verkündeten Abſichten mit der Bevölkerung der
Randgebiete in Zweifel zu zieben. Umſo weniger, als während
der kurzen Zeit. die ſie am Rnuder ſei, zwiſchen ihren Worten
und ihren Taten ſcharfe Widerſprüche feſtzuſtellen waren. Der
Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation babe in ſeiner Erklärung
guch vom dentſchen Arbeiter geſprochen. Wer glauhbe, daß der
dentſche Arbeiter für ſein Verßkalten nach innen und außen
Verhaltungsmaßregeln und Jnſtruktionen vom Ausland be-
ziehe, der kenne den deutſchen Arbeiter nicht. Der deutſche Ar-
beiter ſei derſelbe Mann, der draußen im Schütengraben ſeit
vier Jahren mit grenzenloſer Hingebung das Vaterland ver-
teidige. Wenn er an der Einrichtung des deutſchen Hauſes, an
der beſtehenden Ordnung der öffentlichen Dinge etwas auszu-
ſeßen habe. ſo mache er das jm eigenen Hauſe, mit den eigenen
Volksgenoſſen ah. Der Glanube, daß er dazu Ratſchläge von,
draußen gehraucke, beleidige den deutſchen Arbeiter.

Der Vorſitzende der bulgariſchen Delegation, Herr
Tonſcheff, hoh hervor. er müſſe der unbegründeten Be
boupiung der Delegation entgegentreten, daß der
Lierbund Rukland vergewaltigen woſſe, ein Gedanke, der Bul
garien wie ſeinen Verbiindeten fernliege. Nach einer Revlik
des Herrn So folnifow, der im weſentlichen nur die früher
entwickelten Gedankengänge wiederholte, und nach einigen
Gegenbemerkungen des Geſandten von Rofenkerg und des
Generals Hoffmann wurde die Sitzung um 2 Uhr auf zwei
Stunden unterbrochen.

Nach der Wiedereröffnung um 4 Khr twurde zur Unterzeich-
nung des Friedensvertrages geſchritten, die um 5 Uhr beendet
war. Sodann folgte die Vnterzeichnung der Rechbtsverträge, die
bis 158 dauerte. Botſchafter von Merey: Jch möchte der
aufrichtigen Hoffnung Ausdruck geben, daß der heute unter-
zeichneie Friede es den Völkern unſerer Mächtegruppe ſowie
Rußlands ermöglichen wird. doch allmählich die früheren
freundſchaftlichen Beziehungen wieder aufzunehmen. Nach
Worten des Dankes an das Bureau und an die Dolmetſcher
erklärte Bolſchafter von Merey die Friedensverhandlungen für
beendet.
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Zur Kriegslage.
Der Pariſer Matin berichtet: Die nene Kri

Ihr Hauptberatungsgegenſtand wird die rumän i age87 Standpunkt aus und die lein der gehe
ons ſein.

Vor der Offenſive. Sckwreigr Blätter berichten: Wie ge
meldet, wurde die franzöſiſche Grenze er Ob die rzmgt
ſiſche Heeresleitung zur Offenſive ſchreiten will, oder ob die
Grenzſperre die Verſendung von italieniſchen Truppen an die
franzöſiſche Front zu verdecken beſtimmt iſt, läßt ſich noch nicht
genau ſagen Es iſt aber auch möglich, daß die Entente den
Augenblick für günſtig erachte, die Fnitiative an ſich zu reißen,
am den Mittelmächten zuvorzukommen. Die Fatſache der
Grenzſperre läßt jedenfalllls mit Sicherheit vermuten, daß man
mit einem Angriff an der Weſtfront nunmehr rechne, ſei es von
der einen oder von der anderen Seite.

Wie Lyoner Blätter aus Paris melden, teilte in der Sitzung
des Heeresausſchuſſes vom Freitag Clemenceau mit, die
amerikaniſche Hilfsarmee in Europa werde bis Ende
Mai 600 000 Mann ſtark ſein. Zu den Friedensausſichten
äußerte Clemenceau. er ſehe noch nirgends eine Hoffnung für
baldigen Frieden. Das Ende des Krieges liege für Frankreich
noch in weiter Ferne.

Die Jtalig in Mailand ſchxeibt: Der Krieg bleibt dasProblem der Weſtfront Alles konzentriert ſich ſest auf die
Frage, welcher Widerſtand iſt für die Entente erforderlich, um
den Durchbruch an der italieniſchen Front, die Forcierung der
Vogeſen und die Beſetzung von Calais, welche Paris und Eng-
land vedroht, zu verhindern. Das Blatt verſichert, durch die
Verſchiebung des Schwergewichts von Oſten nach Weſten ſei der
Londoner Vertrag tatſächlich hin fällig geworden.
den die L. N. N.: 7
Schweiz großen Eindruck gemacht. Die Schweizer Preſſe betont
die Unfähigkeit zur Weiterfhrung des Krieges auf ſeiten der
Entente, deren Kriegsziele man als völlig geſcheitert anſehe.
Auch mit Serbien erwarte man das aleiche Vorgehen wie mit
Rußland. Die Meinungen ſtimmen darin überein, daß die bis-
herigen Kriegsziele für die Entente nicht mehr haltbar ſeien
und die Stunde des allgemeinen Friedensſchluſſes ſchlagen
miriſſe. Es ſei ſehr wahrſcheinlich, daß von ſeiten der Neutralen
in nächſter Zeit ein gemeinſamer Friedensſchritt unternommen
würde. Mit dieſem Gedanken wird immer wieder geſpielt,
ohne daß die Neutralen wagen, ein Friedenswort an die
Kämpfenden zu richten. Sie fürchten ſich vor der Antwort.

Japans Aktion in Sibirien.
Waſhington, 5. März. Man glaubti, daß die militäriſche

Aktion Javans in Sibirien unmittelbar bevorſtehe.
Die amerikaniſche Regierung hat keinerlei Erklärungen ab-
gegeben. Jn divlomatiſchen Kreiſen verlautet, daß die Japaner
mit Rückſicht auf die dringende Notwendigkeit raſch vorgehen
und gleichzeitig die divlomatiſchen Verhandlungen fortſetzen
werden, um mit den Vereinigten Staaten und den Alliierten ſich
über den Umfange und das Ziel der Aktion zu einigen.

London, 5. März. Daily Telegraph meldet, daß die Ver-
handlungen über die Jntervention Javans in Sibirien vermut-
lich in den nächſten 24 Stunden beendet ſein werden. Die Vot-
ſchafter Grofßbritanniens, Frankreichs und Jialiens in Tokio
beabſichtigten geſtern gemeinſam Vorſtellungen zu marhen und
zu erſuchen, daß Schritte zum Schutze der Jntereſſen der Alli-
ierten in Sibirien unternommen werden. Man glaubt nicht,
daß der Botſchafter der Vereinigten Staaten in Tokio an dieſer
gemeinſamen Vorſtellung teilnehmen wird Es iſt aber von
ſeiten der Vereinigten Staaten keine Opvoſition zu erwarten

Finnland.
Ueber die deutſchen Truppenſendungen.

Stockholms Dagblad ſchreibt: „Das deutſche Schwert
iſt ſcharf und ſchnell wie der Blitz. Kaum hatte die finnlän-
diſche Regierung, nachdem ſie ſich vergebens an Schweden ge-
wandt hatte, in ihrer Not Deutſchland um Hilſe angernfen,
da iſt dieſe auch ſchon unterwegs. Das Eingreifen Deutſch
lands in Finnland richtet ſich gegen die finn ländiſchen
Revolutionäre, nicht gegen Rußland. Die Einſtel-
lung des Unternehmens als eine Folge des Friedens-
ſchluſſes iſt demnach nicht zu erwarten.“

Aus Petersburg wird gemeldet: Die Regierung hat
beſchloſſen. die ruſſiſchen Truppen aus Finnland in Ueherein-
ſtimmung mit den in Breſt-Litowſk getroffenen Vereinbarun-

We

7 7
ene

IJegirhe von Fofum ers und Arveha.

Alliierten iſt zum 28. März nach 87 r nberufen.

die erforderlichen Befeble erteilt. Ein Teil der Truppen ba
e ſich bereits auf dem Abmarſch nach Petersburg.

tockholm, 5. März. Jn Helſingfors kamen am 27. Fehdier Kreuzer von Reval an. Zum Schutze des Arbeiterrat m
lſingfors hat die Marine die Gründung einer Roten
lotte ſſen, die unabhängig vom deutſchruſſiſchen

we e rkämpfen will. Dieſe Meldung vone wohl hberhelt, d
Kämpfe liegen vor, doch find ſie

daß ihre Wiedergabe nicht lohnt.

Politiſche Ueberſicht.
Der „Vorwärts“ als Kronzeuge gegen die ruſſiſche

Revolation.
Die Wiener Arbeiter Zeitung berichtet aus dem öſter-

reichiſchen Herrenhaus:
„Dann kam Dr. Baernreither zu Wort, der auf ſeine

alten Tage auch den ſtarken Mann mimen will:
Die Agitation, die jetzt nach Oeſterreich getragen wird, iſt

noch gefährlicher, da Oeſterreich während des Krieges zu einem
Brennpunkt ſozialer und nationaler Fragen geworden iſt
(Lebh. Zuftimmung.) Wir werden uns mit einer demokratiſchen Drdnung befreunden müſſen, aber zugleich den Spreng-
ſtoff, der bei uns eingeſchmuggelt wird und jede Grundlage
ſtaatlicher Ordnung untergräbt, mit aller Kraft fernhalten
müſſen. (Erneuter lebh. Beifall.) In einem Artikel des Ber,
liner Vorwärts wird verlangt, daß zwiſchen den anarchi-
ſtiſchen Volſchewiki und den Mehrheitsſozialiſten in Deutſch
land ein dicker und ſichtbarer Trennungsſtrich gemacht wird
Durch ihre Feſtigkeit hat die deutſche Regierung dem einſich
tigen Teil der deutſchen Arbeiter einen Halt gegeben. Unſere
Regierung ſollte dieſen Trennungsſtrich, den ſelbſt die dent-
ſchen Mehrheitsſozigliſten verlangen, deutlicher, ſelbſtbewuß-
ter und mutvoller vollziehen. (Lebh. Beifall.) Keinem Men-
ſchen fällt es ein, eine Gewaltpolitik zu verlangen, wohl aber
jenen Grad der Feſtigkeit, der es den Einſichtigen und Gut
willigen ermöglicht, ſich um die Regierung zu ſcharen.“

Die Wiener Arbeiter Zeitung bemerkt dazu: „Getragen“,
zeingeſchmuggelt“, wie kindiſch iſt doch dieſer Baernreither!
Es iſt aber eine verdiente Strafe des Vorwärts, daß er im
öſterreichiſchen Herrenhauſe als Kronzeuge gegen die Revolu-
tion zitiert wird! Ob er ſich wenigſtens ſchämen wird!“

Elektrizitätstruſt!
Die kapital- und zukunftsreichſte Jnduſtrie

zentraliſiert ihre Macht!
Berlin, 35. März. Heute wurde der Zentralverband der

Deutſchen Elekteotechnik ins Leben gerufen. Dem Verbande
ſollen alle fabrizierenden Firmen der Elektrotechnik ange-
bören. Eine einheitliche Vertretung der wirtſchaftlichen Jnter-
eſſen der deutſchen Elektrotechnik beſtand bisher nicht. Wäh-
rend des Krieges war eine loſe Vereinigung in dem Kriegs-
ausſchuß der deutſchen Elektrotechnik gebildet worden, die nun
im Zentralverband eine dauernde Form gefunden hat.

x

Zuſammenſchluß in der Tabakinduſtrie. Am 21. März findet

auf Einladung des Zentralverbandes deutſcher Zigarrenfabri-
kanten in Berlin eine Konferenz ſämtlicher Verbände des
Tabakgewerbes zwecks Gründung eines Tabak-Jndu-
ſtrierates ſtatt. Es ſollen angeblich durch die Bildung der
Kartellvereinigung vornehmlich die „Mittelſtandsintereſſen“
im Tabakgewerbe gefördert werden. Dies Programm wird auf
geſtellt, um weite Kreiſe heranzuziehen. Jn Wirklichkeit dient
jeder wirtſchaftliche Zuſammenſchluß nur den Jntereſſen des
Großkapitals. Die Entwicklung iſt auch hier unaufhaltſam.

Vorbereitung auf allgemeine Preiserhöhung.
Die bürgerliche Preſſe bereitet auf eine abermalige allge

meine Erhöhung der Preiſe landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe
vor. Der ungeheuerlich hohe Preis für Kartoffeln ſoll in allen
Bundesſtaaten durch Gewährung von Anbauprämien mittelbar
och hinaufgerückt werden. Für Zuckerrüben ſei eine direkte
Preisſteigerung zu erwarten. Dagegen werde man ber der Feſt
ſetzung der Preiſe für Getreide eine Erhöhung verſchleiert ein
treten laſſen. Wenn die Blätter recht unterrichtet find, ſoll ein
Einheitspreis für alle vier Getreidearten feſtgeſetzt werden
Dabei dürfte der Preis für Weizen etwas gedrückt werden, der
für Roggen aber ſehr ſtark anziehen, daß für die Großgrund
beſitzer ein ordentlichesgPlus herauskommt. Den Seinen gibt's
ver Herr im Schlaf; hier benutzt er die Kriegswirtſchaft, um
den Landwirten in Hülle und Fülle zu geben.

Aus der Partei.
Frauentag 1918.

Die internationale Sekretärin, Genoſſin Klara Zetkin,
hat. wie wir der Bergiſchen Arbeiterſtimme entnehmen, folgen
den Aufruf erlaſſen:

„An die ſozialiſtiſchen Frauen aller Länder
Genoſſinnen! Der Weltkrieg mit ſeinen Folgen hat helles

Licht darauf geworfen, wie notwendig, wie wohlbegründet es iſt,
daß endlich unſere Forderung auf volle wirtſchaftliche, politiſche
und ſoziale Gleichberechtigung des weiblichen
Geſchlechts exfüllt werde. Gleichzeitig erweiſt er mit über-
rältigender Wucht. daß Arbeit und Kampf für die Erfüllung
dieſer Forderungen international ſein muß.

Unter den gegebenen Verhältniſſen iſt es eine Selbſtverſtänd-
lichkeit, die ich nicht zu begrüſiden habe, an die ich nur zu er-
innern brauche, daß unſer Frauentag auch heuer von den

widerſp
derart

organiſiert und

Sozicliſtinnen aller Länder begangen werden muß. Unſere
Forderungen ſtehen 1918 in qutem Zeichen! Jm Zeichen der
beſchloſſenen Einführung des politiſchen Frauenwahlrechts in
England, in Provinzen Hanadas, in Staaten der nordameri
kaniſchen Union; im Zeichen des gewährten paſſiven Frauen
wahlrechts zu dem Parlament in Holland, des in Ausſicht
ſtehenden beſchränkten politiſchen Frauenwahlrechts in Ungarn
und des kommunalen Frauenwahlrechts in Oeſterreich. Und
ſie ſtehen unter dem ſtolzen hoffnungsreichen Gebot der Stunde,
alle unſere Kräfte zu entwickeln, zu ſammeln, aufs höchſte an
Iuſpannen, um ſie für den ganzen Sozialismus einzuſetzen, den
Friedens und Freibeitsfürſt der Menſchheit, der nach neuen,
weiteren Horizonten vorwärtsdrängt.

Ob es angeſichts der beſtehenden Verkehrsſchwierigkeiten und
anderer hindernder Umſtände möglich ſein wird, unſeren
Frauentag in allen Ländern an dem gleichen Datum und in
einheitlicher Form zu veranſtalten, ſcheint ſehr zweifelhaft, ja
ſo gut wie ausgeſchloſſen Jch ſehe daher davon ab, einen be
ſtimmten Tag in Vorſchlag zu bringen. Den Genoſſinnen der
einzelnen Länder muß es überlaſſen bleiben, die Zeit und die
Form der Vergnſtaltung zu wählen. Was jedoch unbedingt
feſtgehalten werden muß, das iſt die Einheitlichkeit der
Empfindung der Ueberzeugung, des Willens,
das iſt der Charakter internationaler Solidarität der Sozia-
liſtinnen, der Proletarierinnen der ganzen Welt. Auge in Auge
mit dem unſagbaren Elend und der grenzenloſen Barbarei des
Krieges muß unſer Fraueytag ein Symbol der höheren
Menſchlichkeit für alle ohne Unterſchied des Geſchlechts,
der Nationalität und Raſſe ſein, jener höheren Menſchlichkeit,
die des Soziglismus Sinn und Ziel iſt.

Sozialiſtiſche Frauen aller Länder, rüſtet für den m
ternationalen Sogialismus herz
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Eiſenbahnkritik.
Preußiſches Abgeordnetenhaus.

121. Sitzung. Dienstag, 5. März, vorm. 11 Uhr.
ur Beratung ſteht die zweite Leſung des Haushaltsplanese n e r w a g. Jerner die S

ber den Geſe r ung von egszu nm Güter- und Terrerteht hläge
Abg. Hirſch Eſſen (Natl.): Der Miniſter hat im Aus

ſchuß erklärt, daß die nicht vorauszuſehende Kohlenpreis-
erhöhung nachträgliche Kriegszuſchläge derten.

Ran iſt ſich aber einig, daß die Eiſenbahn nicht in erſter Linie
innahmequelle ſein dürfe.
Abg. Macco (Natl.) erklärt, es ſei keinerlei Hoff

nung, daß in abſehbarer Zeit die Zuſchläge für die Schnellüge fortfatren würden. Man will jetzt die Sache ſo
regeln, daß für eine Fahrt dritter Klaſſe eine Karte zweiter
glaſſe, für eine Fahrt zweiter Klaſſe eine Karte erſter Klaſſe
und für eine Fahrt erſter Klaſſe eine Karte erſter und eine
zweiter Klaſſe gelöſt werden muß.

Abg. Graf v. d. Groeben (konſ.) meint, ſeine Freunde
würden aber dem Entwurfe zuſtimmen, da die Summen, die
dieſer h we ergibt, den Veamten und Arbeitern zugute
fämen.

Abg. Dr. Schmedding (Zentr.) ſtimmt dem Entwurf
über die Kriegszuſchläge im Güter- und Tierverkehr zu.

Eiſenbahnminiſter v. Breitenbach: Die Einnahmen
verfolgen eine rapide anſteigende Linie, aber im höchſten Grade
beunruhigend iſt die noch ſtärkere Erhöhung der Aus
gaben. Nach dem Kriege wird eine ſorgſame Nachprü-
fung unſeres geſamten Tarifweſens ſtattfinden.

Abg. Lippmann (Vot.): Die Tarifzuſchläge belaſten
natürlich den Verkehr und die Produktion und wer-
den in einer Preiserhöhung der Produkte ihren
Widerhall finden.

Abg Hofer (U. Soz.):
Dur die Vertenerung des Perſonenverkehrs iſt das

Reiſen dem großen Publikum hente faſt unmöglich gemacht, die
Verteuerung der Gütertarife hat die vebensmittelpreiſe erheb-
lich geſteigert. So iſt die große Maſſe des Volkes auch
bei dieſer Kriegsmaßnahme wieder der leidende Teil.
(Sehr wahr! b. d. U. Soz.) 127 Prozent muß die Eiſenbahn
verwaltung mehr für Kohlen zahlen. Durch die Erhöhung der
Bergarbeiterlöhne iſt dieſe Steigerung auch nicht entfernt
begründet. Die Differenz fließt wieder in die Taſchen der
Bergwerksbeſitzer, die ſich, wie alle Unternehmer-
gruppen, in dieſem Krieg ungeheuerlich bereichern.
Bezeichnend dafür iſt das bekannte Unternehmerwort:
„Wer jest kein Geſchäft macht, hat den Krieg nicht verdient.“
(Hört, hört!) Die Eiſenbahnverwaltung erklärt die Tarif-
erhöhnngen für unbedingt notwendig, weil ſie mit einem
Defizit von einer halben Milliarde arbeite. Dies Defizit iſt
aber nur rein rechneriſch vorhanden, weil die Eiſenbahn
verwaltung es für angebracht gehalten hat, auch während des
Krieges ans ihren tatſächlichen Ueberſchüſſen den allgemeinen
Etat zu ſpeiſen. (Hört, hört!) Wir lehnen die Tariferhöhungen
ab. Man ſoll nicht die Laſten des Krieges auf die große Maſſe
des Volkes abwälzen, wie das hier geſchieht, ſondern ſoll die
Kriegsgewinnler und Hurrapatrioten zur Tragung dieſer
Laſten heranziehen. Dieſe Vorlage iſt der zwingendſte Beweis,
wie notwendig es iſt, mit dem Dreiklaſſenwahlrecht' aufzu-
räumen. (Bravo! b d. N. Soz.)

Damit ſchließt die Debatte.
Zwei ſozialdemokratiſche Parteien.

Abg. Braun (Soz.) (zur Geſchäftsordnung): Mein Frak-
tionskollege Le inert, der ſich auch zum Wort gemeldet hatte,
F vom Präſidenten nicht auf die Rednerliſte geſetzt worden.
Nach der Geſchäftsordnung iſt es allerdings in das Belieben
des Präſidenten geſtellt, die Rednerliſte aufzuſtellen und
die Reſhenfolge der Redner feſtzuſetzen. Aber es iſt in der
Geſchäftsordnung auch vorgeſchrieben, daß dabei möglichſt
al le Parteirichtungen zu Worte kommen ſollen. Daher iſt es
auch ebenſo wie im Reichstag in dieſem Hauſe bisher üblich
geweſen, daß wenn eine Rednerliſte aufgeſtellt wurde, minde
ſtens von jeder Parteirichtung ein Redner in die yiße aufge
nommen wurde. Von dieſer Uebung iſt in dieſem Falle wie
auch in den letzten Wochen in einzelnen anderen Fällen ab
gewichen worden, inſofern, als man nur entweder einen
Redner meiner Partei oder einen Redner der Unabhängigen
auf die Rednerliſte geſetzt hat. Das widerſpricht dem Sinne der
Geſchäftsordnung und der früheren Uebung. Jch lege dagegen
Verwahrung ein und bitte, daß wieder nach der alten
Uebung verfahren wird.

Präſ. Graf Schwerin-Löwitz: Das in der letzten Zeit
geübte Verfahren iſt auf eine Stellungnahme der Parteiführer
im Seniorenkonvent zurückzuführen. Um beiden Gru k.
ven gerecht zu werden iſt aber angeordnet worden, daß ſie bei
zwei Rednerliſten abwechſelnd zum Worte kommen.

Abg. Braun Soz Der Präſident geht von dem Jrr-
tum aus, daß es ſich hier lediglich um zwei Gruppen oder

un einer Partei handelt. Tatſächlich handelt
es ſich

um zwei ſelbſtändige Parteien,
die durch ſelbſtändige Fraktionen hier vertreten ſind. Ebenſo-
wenig wie man die Freikonſervativen und die
Deutſchkonſervativen als eine Partei bezeichnen
fann, kann man die Sozialdemokraten und Unabh. Sozialdemo-
raten zurzeit als eine Partei anſehen. Jm Reichstag ſind
ſie auch als zwei Parteien anerkannt. Die jetzige Uebung kann
dazu führen, daß ein Mrgeordneter ſich auf einen Gegenſtand
vorbereitet und dann, wenn er ins Haus kommt, erfährt, daß
er für den Pavierkorh gearbeitet hat. Das kann die Freude
an der Mitarbeit in dieſem Hauſe wirklich nicht heben.

Abg. Ströbel A. Soz tritt ebenfalls für die Aufrecht-
erhaltung des alten Zuſtandes ein. Die Unabhängige Sozial
demokratie hat mit der alten Sozigldemokratie gar nichts zu
tun. Sie wiſſen, daß hinter jeder dieſer Gruppen

eine große Maſſe von Wühlern ſieht.
Deshalb ſoll ja gerade die Wahlreform vorgenommen werden
und man rechnet damit, daß nachher dieſe beiden Parteien
durch etwa 100 Abgeordnete vertreten werden ſollen.

Abg. Lippmann (Vpt.): Jch kann dieſe Anregung nur
unterſtützen. Die Etatsberatung wird ohnehin ſchon ſehr be-
ſchränkt dadurch, daß nur bei jedem Etat eine Rednerliſte
aufgeſtellt iſt. Im Rahmen dieſer Beſchränkung muß dann
wenigſtens jede Vartei zum Worte kommen.

Präſ. Graf SchwerinLöwitz: Jch habe dieſe Anord
nung getroffen, um die frühere Unannehmlichkeit für die
beiden Gruppen zu beſeitigen, daß ſie infolge von Schluß-
'anträgen überhaupt nicht zum Worte kamen. Wird von dem
jetzigen Brauch abgegangen, ſo würde der frühere Brauch wieder
eintreten. Trotzdem bin ich bereit, die Sache in der Beſprechung
der Parteiführer erneut vorzubringen.

Abg. v. Groeben (Konſ.) erklärt ſich dafür, daß die Sache
dem Seniorenkonvent zur erneuten Beſprechung überwieſen
wird.

Abg. Braun (Soz.): Unſer Fraktionsvorſitzender Hirſch
hat die Sache bereits im Seniorenkonvent zur Sprache gebracht,
aber trotz ſeines Einſpruchs iſt die jetzige Uebung aufrecht
erhalten. Wenn die Sache jetzt noch einmal im Senioren-
konvent durchgeſprochen werden ſoll, wird man hoffentlich zur
alten Uebung zurückkehren. Gegen Schlußanträge ſind wir
auch jetzt nicht geſchützt, zum mindeſten bei der zweiten Serie.
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Aus der Provinz.
Stadtkinder aufs Land!

Um die Hilfe der Landwirte für die Stodtkinder wirbt der
olgende amtliche Mahnruf: „Die opferwillige Bereitſchaft

der Landbevölkerung hat im Vorjahre mehr als einer halbenillionen Kindern ber ſtädtiſchen und Jnduſtriebevölkerung die

Segqnungen eines längeren Landaufenthaltes zuteil werden
laſſen und dadurch in hervorragendem Maße zur Geſunderhal-
tung unſerer Jugend beigetragen, handelt es ſich doch nicht nur
darum, einzelnen zu helfen, ſondern dem Vaterlande. Er-
neut iſt nun in dieſen Wochen der Ruf an das Land ergangen,
unſere Stadtkinder im kommenden Frühjahr wieder aufzuneh-
men, jedoch läßt der augenblickliche Stand der Werbetätigkeit
auf dem Lande. den Erfolg des Vorjahres noch
nichter hoffen.

Es muß rückhaltlos zugegeben werden, daß auf dem Lande
infolge ſchärferer Erfaſſung der Erzeugniſſe die Verſor-
gung knapver geworden iſt, und daß der Landmann nicht
mehr, wie im abgelaufenen Jahre die öglichkeit hat, ſeine
Stadtkinder ſo reichlich, wie früher, zu ernähren; es iſt aber
ebenſo unbeſtreitbar, daß die Ernährungsverhältniſſe in den
großen Städten und Jnduſtriebezirken er-
heblich ſchlechter ſind. Für jedes erholungsbedürftige
Stadtkind, dem eine ländliche, wenn auch nicht mehr ſo reich-
liche, ſo doch kräftigere Koſt gereicht werden kann, wird der
Landaufenthalt zu einer nicht zu unterſchätzenden Quelle der
Kräftigung, zumal auch die geſunde Luft des Landes auf das
Wachstum unſerer Jugend günſtig einwirkt. Daß dem Land-
mann für das Stadtkind, an deſſen Aufnahme er ſich
bereit erklärt hat, die gleichen Mengen an Lebens-
mitteln belaſſen werden, die ihm als Selbſtver-
ſorger zuſtehen, daſür leiſten die Beſtimmungen des neueſten
Erlaſſes des preußiſchen Staatskommiſſars für Volksernäh-
rung. Gewähr. Sind ihm die Lebensmittel ſchon genommen,
ſo ſind ſie ihm nachträglich wieder zur Verfügung
zu ſtellen Die im Vorjahre hier und dort mit der Auf-
nahme der Kinder gemachten unqünſtigen Erfahrun-
gen. dürfen die Landbevölkerung nicht davon abbalten, auch
in dieſem Jahre unſerer deutſchen Jugend zu helfen. Durch
die in allen Teilen des Reiches getroffenen Beſtinrmungen wird
Gewöhr geboten, daß ſich die vorfährigen Mängel nicht
wiederholen. Vor allem wird der Kampf gegen die
meiſt nnerwünſchten und rückſichtsloſen Beſuche der Mütter
und Verwandten der Kinder mit allen Mitteln durchge-
führt werden. Ohne Erlaubnis der entſendenden Gemeinde
und ohne Erlaubnis der Vertrauensverſon des Aufenthaltfs-
orts dürfen Beſuche überhaupt nicht mehr ſtattfinden. Erfolgt
trotzdem ein Beſuch, ſo erfolgt ſofortige Rückſendung der
Kinder. Auch die Streikbewegqung, ſo ſehr ſie zu verurteilen
iſt, darf der ſo dringend notwendigen Fürſorge des Landes für
unſere Stadtkinder nicht Mhruch tun. Die HKinder fann man
ſchlechterdings nicht die volitiſche Geſinnung ihrer Eltern ent-
gelten laſſen. Es iſt auch zu bedenken, daß vorwiegend Jnugend-
liche geſtreikt haben, für die eine Verſorgung von Kindern über-
haupt noch nicht in Vetracht kommt.

So möge denn die Landbevölkerung unter dem Zeichen des
nahenden Friedens ſich wiederum opferbereit zeigen, zum
J h e was wir haben, unſerer deutſchen Jugend.“

Zum Anban von Frühkartoffeln.
ſchreibt das Kriegsernährungsamt: Ein möglichſt
umfangreicher Anban von Frühkartoffeln in allen Gegenden,
welche ſich dazu eiqnen, iſt auch in dieſem Jahre ganz beſonders
geboten. Wie im vergangenen Jahre werden die früheſten
Sorten, die in Miſtbeeten, Treibhäuſern und gartenmäßigen
Kulturen gezogen ſind. von der Feſtſetzung eines einheitlichen
Höchſtpreiſes für das Reichsgebiei und von der öffentlichen
Bewirtſchaftung, und zwar bis zum 30 Juni, ausgenommen
bleiben. Mit dem 1. Jnli muß jedoch mit Rückſicht auf die
Lage der Vorräte die öffentliche Bewirtſchaftung der Früh-
kartoffeln einſetzen. Wie bereits früher mitgeteilt, iſt damit
zu rechnen, daß im Mongt FJnli der Höchſtvreis für Frühkar-
toffeln nirgends unter 8 Mark für den Zenter feſtgeſetzt wer-
den wird. Um den großen Verſchiedenheiten innerhalb der ein-
zelnen Anbangchiete in der Ergiebigkeit und in der Reifezeit
der Frühkartoffeln gerecht zu werden, iſt in Ausſicht genommen,
die Landes- und Provinzial-Karteffelſtellen wiederum zu er-
mächtigen, je nach den Verhältniſſen in ihrem Amtsbereiche
mit Genehmigung der Reichskartoffelſtelle eine Erhöhung des
Julirreiſſes wie im Vorjahre bis zur zuläſſigen Höchſtgrenze
von 10 Mark vorznnehmen und ſchon fetzt bekonntzn gehen. Jn
gleicher Weiſe ſoll vom 1. Auonſt ab durch die Vorſtände der
Landes- und Provinzial-Kartoffelfteſſen, in denen Erzeuger,
Verhpraucker und Händler vertreten ſind (mit Genehmigung der
Peichsrartofferſtelle), unter Berickſichtigung der örtlichen Ver
hältniſſe der Wau der Kartoffeſpreiſe mit der Maßgabe vor
genommen werden, don der Preis für Herbſtkartoffeln am
15. September erreicht iſt. (W. T. B.)

Merſeburg. Gegen die Wohnungsnot. Mit Rüſck-
ſicht auf den immer fühlſharer werdenden Wohnungsmangel
haben Vorſtand und Aufſichtsrat der hieſigen Spar- und Bau-
vereine (Arbeiter-Bauvereine) in einer beſonderen Sitzung be-
ſchloſſen. unbedingt den Bau weiterer Arbeiterwohnbäuſer zu
unternehmen, ſobald es die Verhältniffe geſtatten. Um dann
aber ſofort mit dem Bau beginnen zu können, werden die nöti-
gen Vorarbeiten ſchleunigſt in die Hand genommen.

Buiter wird am Sonnabend auf jede Kreisfettmarke
und anf jede Z3nſatzfettmarke (mit dem roten Aufdruck F. S.
und 50 Gr. Butter zum Preiſe von 31 Pf. zugeteilt

Kriegsſtiefel mit Holzſohlen für land-
wirtſchaftliche Arbeiter kommen im Kreiſe Merſe-
burg allmonatlich 100 Paar zur Verteilung. Die Schuhe können
nur auf Bezugskarten, die vom Kreiſe ausgeſtellt werden, bei
noch bekanntzugebenden Händlern gekauft werden. Die Abgabe
der Schuhe erfolgt nur an landwirtſchaftliche Arbeiter. An
meldungen zur Ausſtellung von Bezugskarten ſind durch die
Gemeindebehörden an den Landrat zu richten.

Ein gebrochen wurde in einer der letzten Nöchte in
das Grundſtück Amtshäuſer 12 hier. Dem Diehe fielen Betten
und eine Anzahl Bekleidungsſtücke in die Hand. Der Täter
blieb unermittelt

Kollenbey. Geflügeldiebſtähle. Eingebrochen wurde
in das Gehöft des Landwirts Ran'henbach und in den Gaſt-
hof des Wirtes Sinang, Jn beiden Fällen war es auf Geflügel abgeſehen. Die Täter verſchafften ſich gewaltſam Zu-
gang zu den Geflügelſtällen und nahmen außer zahlreichen
ar welche gleich abgeſchlachtet wurden. im letzteren

rundſtück auch noch einige Enten mit.
Eisleben. Diebſtähle. Einer Anwohnerin der Poſtſtraße

wurden vor einigen Tagen Genußmittel und ein Reiſekorb
aus ihrem Keller, in den eingeſtiegen war, im Werte von über
150 Mark entwendet. In der Nacht zum 3. März ſind zwei
in der Petriſtraße wohnenden Familien ans den im Hofe
ſtehenden un verſchloſſenen Kaninchenſtällen zwölf Stück Kanin
chen geſtohlen worden. Zu dem Seidendiebſtahl, der am
28. Februar bei einem hieſigen Kaufmann verübt wurde, wird

Hettſtedt. Wegen Garderobediebſtahls ver
haftet wurden die Bergleute Kleppig und Aleithe, die in der
N vom 23. zum 24. Oktober vorigen Jahres dem Theater
dire Oskar Pitſchel im Ratskeller einen Teil ſeiner Theater
Garderobe geſtohlen haben.

aplan. Ein Einbruch in die Speiſekammer
iſt hier im Hauſe Zellerſtraße 11 ausgeführt worden. Die
Diebe drangen in das untere Stockwerk ein und ſtahlen aus
der Speiſekammer der Frau Baugewerksdirektor Friedrich
ſämtliche Vorräte an eingemachten Früchten und ſonſtigen Ge-
nuß und Lebensmitteln und verzehrten an Ort und Stelle
drei Pfund zubereiteten Kabeljau und zwei Gläſer Kirſchen.
Geſchlachtetes fanden ſie nicht vor. Die Diebe entkamen unge
ſtört und ſollen, bepackt mit Kiſten, mit dem Frühzuge Schrap
lau verlaſſen und Fahrkarten bis Teutſchenthal gelöſt haben.

Delitſch. Verkauf von Rübenſauerkraut. Jn
den meiſten ſtädtiſchen Verkaufsſtellen ſteht noch Rubenſauer-
kraut zum freihändigen Verkauf (Pfund 25 Pf.), worauf das
ſtädtiſche Lebensmittelamt nochmals erneut hinweiſen möchte,
weil die Haltbarkeit des Krautes nur eine beſchränkte iſt. Bei
Nichtabgang entſteht für die Folge eine Lücke in der regel-
mäßigen Verſorgung der Bevölkerung, da der Ausfall durch
andere Waren (angeblich) nicht gedeckt werden kann.

Düben. Vollſtändig niedergebrannt iſt inPreſſel die Schneidemühle und Wohnung des Mühlen
beſitzers Theodor Kühne. Erhebliche Holzvorräte ſind dabei
vernichtet worden. Ueber die Entſtehungsurſache verlautet
nichts.

Torgau. Der Kurſus für Helferinnen in der
Ländiſ hen Kinderfürſorge beginnt Montag. den
18. März. Anmeldungen nimmt die Fürſorgevermittlungs
ſtelle Ritterſtraße 10 entgegen, die auch nähere Auskunft er-
teilt. Es iſt ſehr erwünſcht, daß ſich viele Teilnehmerinnen
melden.

Falkenberg. Die Wohnungs not erſtreckt ſich hier nicht
nur auf Familienwohnungen, ſondern auch auf möblierte Zim-
mer und Schlafſtellen. All die Schaffnerinnen die hier Bahn-
dienſt tun, wollen untergebracht ſein. dazu kommen aber nock
Soldaten die zu Dienſt- und Arbeitsleiſtungen abkommandiert
werden. Zurzeit iſt kaum ein zu Wohnzwecken geeigneter
Raum unbenutzt und trotzdem iſt rege Wohnungsnachfrage.
Bauten können in abſehbarer Zeit kaum ausgeführt werden,
ſie alle müſſen bis nach Kriegsſchluß warten. Gerüchtweiſe
verlautet ſedoch, daß die Bahnverwaltung ſich mit dem Ge-
danken trägt, hier Notwohnungen zu errichten.

Naumburg. 30 Anzüge geſtohlen. Jn einer hieſigen
Färberei und chemiſchen Reinigungsanſtalt wurden gegen 30
Herrenanzüge geſtohlen, gerade als die Familienglieder zur
Polterabendfeier der Haustochter verſammelt waren.

Nordhauſen. Der Rudolſtädter Raubmörder er-
griffen Der Mörder, Reſerviſt Albert Kellner, wurde am
Sonnabend, gegen 11 Uhr abends, vor dem hieſigen Haupt-
bahnhof von zwei Polizeibeamten verhaftet. Er wurde nach
Rudolſtadt überführt. Ueber die Vorgänge bei der Verhaftung
wird weiter berichtet: Der Hausburſche Otto Buſch, in Haus
Schneegaß tätig, teilte dem am Bahnhof ſtehenden Polizei-
beamten mit, daß ſich Kellner in der Bahnhofſtraße aufhalte.
Derſelbe wurde darauf am Hauſe Friedrichskron von dem Be
amten geſtellt. Der Mörder nannte ſich zunächſt Ströber. Erſt
als hinzugekommene Zivilperſonen ihn beſtimmt als Kellner
erkannten, geſtand er ein, der Geſuchte zu ſein. Seiner Feſt
nahme fetzte er Widerſtand nicht entgegen.

Auf die Ergreifung des Kellner, der dringend verdächtig iſt,
in Oberpreilipp die Leutnantsgattin Lipfert und in Remſchütz
den Schrankenwärter Robert Staps ermordet zu haben, war
bekanntlich eine Belohnung von 1000 Mark geſetzt.

Allerlei.
Ein Kind von einem Soldaten erſchoſſen!

Berliner Blätter melden: Sonntag abends 9 Uhr ſollte
ein Gefreiter mit einem Landſturmmann einen Deſerteur ins
Volizeipräſidium bringen. Jm Gedränge des von zahlreichen
Paſſanten belebten Alexanderplatzes entfloh der Ge-
fangene. Der Gefreite gab acht Schüſſe hinter ihm ab, ver
mundete ihn leicht und verletzte einen vierjährigen Knaben ſo
ſchwer, daß dieſer im Krankenhaus am Friedrichshain ſtarb.
Der Hetötete war das einzige Kind ſeiner Eltern. Der
Vater, ein Zuſchneider Grapius aus der Schönhauſer Allee, iſt
gegenwärtig als Soldat im Bekleidungsamt beſchäftigt und
befand ſich mit dem Knaben auf dem Wege zum Bahnhof.
Daß bei militäriſchen Gefangenentransporten auf belebten
Straßen und Plätzen Berlins ſcharf geſchoſſen wird, gehört nicht
zu den Seltenheiten. Ein äbnlicher Vorfall hat ſich vor kurzem
im Tieragarten ereignet, glücklicherweiſe ohne tragiſche Folgen.
Dem bürgerlichen Rechtsbewußtſein erſcheint es erträglicher,
daß ein Verhafteter. und wäre es guch der ſchwerſte Verbrecher,
gelegentlich durch die Fluckt entkommt, als daß Unſchuldige
getötet werden. Das militäriſche Rechtsbewußtſein kommt zu
dem entgegengeſetzten Reſultat und hält nach wie vor an einer
dienſtſichen Jnſtruktion feſt, durch die das Leben jedes Bürg rs
in jedem Augenblick gefährdet werden kann.

Standrecht in Krogtien.
Aus Agram meldet das Ungar. T. K. B.: Narodne Novine

veröffentlicht im amtlichen Teil einen Erlaß des Banus, womit
in den Bezirken Gracae, Lapac und Udving das Standrecht
verhängt wird. Hierzu wird halbamtlich berichtet. Die Ur-
ſache dieſer Verfügung liegt darin, daß in den erwähnten Be-
zirken verſchiedene Verbrechen und Gewalttaten begangen wur-
den, die nicht nur die öffentliche Ruhe und Ordnung, ſondern
aitch Vermögen und Leben der geſamten Bevölkerung bedrohten.
So haben ſich in letzter Zeit verſchiedene Fälle von Raub und
Mord. darunter ein Raubmord. mehrere Brandlegungen und
zahlreiche Fälle von Diebſtahl ereignet.

Die Reklame auf der Ciſenbahn. Der Eiſenbahnminiſter
Breitenbach teilte im preußiſchen Dreiklaſſenhauſe mit: Die
Reklame in den Eiſenbahnwagen iſt jetzt einem neuen Unter-
nehmer, dem Buchhändler Reinbard Hobbing, der große Er-
fahrungen in der überſeerſchen Schiffsreklame hat, übertragen.
Er hat 50 Prozent ſeiner Roheinnahmen an die Eiſenbahnver-
waltung abzugeben, und wenn dieſe Einnahmen 2 Millio-
nen überſteigen, 60 Prozent. Die Eiſenbahnverwaltung
hofft, auf dieſe Weiſe aus der Eiſenbahnreklame größere Ein
nahmen als bisher zu erzielen.

Galgenhumor. Das Pariſer Journal vprophezeit: Wenn
man kein Papier mehr haben wird, wird man die abgelegten
Kleidungsſtücke ſammeln, um ſie zu Papier zu verarbeiten.
Wenn es aber keine abhgelegten Kleidungsſtücke mehr geben
wird. ſo wird man das fort geworfene Papier ſammeln, das aus
einſtigen Kleibungsſtiücken beſteht, um daraus nene, nach der
jüngſten Mode zugeſchnittene Kleider zu verfertigen. Wenn
das Brot von dieſer Welt verſchwunden ſein wird, wird man es
durch eine Miſchung von Sägeſpänen und Leim erſetzen.
Dargaufhbin wird es zu einer Möbelkriſe kommen. Um ihr zu
ſteuern, wird man aus den Sägeſpänen und Leim beſtehenden
Brotreſten nene, berrliche Möbel verfertigen. Wenn die Kohle
verſchwunden iſt, wird man Briketts aus ſchwarzbemalter Pappe
herſtellen Aus Reſten dieſer Briketts aber wird man zweifellos
die wunderbare neue Welt errichten, mit deren baldiger Auf-
erſtehung wird jetzt vertröſtet werden.

Ver annvertib für NHoliti. Partetnachrichten, Gewertſchaftliches und Allerlei
Paul Hennig Feuiletön, Halle und Saalfreis und Aus der Provinz Karl Bock;
Anzeigen Wilhelm Her ig; Verlaz: Volksblatt G. m. h. H. Druek:
Genoſſenſchaft buchdruckerei e. G. in. d. S., ſamtlich m Halle.
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Donnerstag, den 14. M v abends 8
im „Volkspark“, Halle a. BurgſtraßeAbſelotdenlige Geieral veran

Tagesordnung:
17, Abſatz 3; 26 und 36.

Anträge der Mitglieder, die mit zur Tagesordnung ſtehen
ſollen, müſſen 5 Tage vor Stattſinden der Generalverſammlung
ſchriftlich deim Vorſtand eingereicht ſein.

De Zutritt iſt nur Mitgliedern geſtattet. W
Halle a. d. S., 6. März 1918. 4168Der Vorſtand d. d Falleſch. Senofenſhaſts Sumdruterel e. 6. m. d. 5.

hnig. Hermann W

Statut Aenderung der 88 15, Ziffer 6;

Tentralverhand der Zimmerer
Zzuhlſtelle Merseburg und Umgegend.

Freitag den 8. März 1918, pünktlich abends 7im Saale (1 Tr.) des „Tivoli, WMerſebur fſtr. 5
(Endſtation der elektr.Außerordentliche Secſumnlung

Tagesordnung:
Bericht über die Berhandlungen vor dem
Reichswirtſchaſtzamt in Berlin betr. die
Lohnkürzung ſeitens der direktion des
Leungawerkes.

Referent: Kamerad Fr. Sohrader-Gamburg, Zentrabvorſtdender.

2. Verbands-Angelegenheiten. *2161
Kameraden! Auf glen Arbeitsſtellen, beſonders in Lenng,

muß die Parole am 8. März lauten: Hinetn in dieſe Verſamm
lung, hier iſt der rechte e wo ein Zimmerer ſeine Stimmeerheben kunn; ſehle deshaid keiner vie und Entſehloſſendeit

macht ſtark Die Verdandskeitung.

Amtliche Bekanntmachungen.

Städtiſcher Eierderkauf in der Talamtſchule am Donnerstag
den 7. März 1918.

Zum Kaufe berechtigt ſind die Jnhaber der Nummern der
Lebensmittelſcheine 65001 67 000 vormittags von 8 bis 12 Uhr
und die Jnhaber der Nummern 67 001 70 000 nachm. von 2 6 Uhr.
Für den Kopf eines Haushaltes wird ein Ei zum Preiſe von 33 Pf.
abgegeben.

Der Lebensmittelſchein iſt i qä Zur Beſchleunigung derAbfertigung wolle man abgezähltes vor allem Kupfergeld)
bereithalten. Umtauſch nur innerhalb drei Tagen!

Halle, den 6. März 1918. Der Magiſtrat.
Der ſtädtiſche Verkauf von Gemüſekonſerven

wird am Donnerstag, dem 7. März 1918, in d Talamtſchule
zu den feſtgeſetzten a erite geſetzt. laſſen zum
Einkauf werden die J mmern ebensmittel-ſcheine 1 bis 35 000 e von s bis 12 Uhr und die
Nummern 85 001 bis 70 000 itt von 2 bis 6 Uhr. Es
können nur diejenigen lte Berückſichtigung finden,
welche die auf ihren Haushalt entfallende Menge nicht
entnommen haben. Abgegeben werden die Gemüſekonſerven
gegen Entgegennahme des Abſchnittes 130 des Warenbezugs-
ijcheines 12. Jeder Abſe berechtigt zum Begznuge von ein
Pfund Konſerven. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.

Halle, den 6. März 1818. Der Magiſtrat.Die Reviſion der in den hiefigen Geſchäften abgegebenen
Bezugſcheine hat ergeben, daß bei Ausfertigung der Scheine dieVorſch iſten der Stoff-Höchſtmaßliſte vom 13. Oktober 1917

vielfach nicht re werden. Jn ſolchen Fällen dürfen nach
der Vekanntmachung der Reichsbekleidungsſtelle vom 27. März1917 die Gew erbet benden an Stelle der in den BVezugſcheinen
angegebenen Maße öcſtene die in der Liſte feſtgeſetzten Stoff

e ab eben. 2uwider handlungen

t einem Jahr oder mit Geldſtrafe
oder einer dieſen Strafen zu ahnden.

ind mit Gefängnis
is zu 10 000 Mark

Seitens der Ueberwachungsſtelle für Bezugſcheine wird von
etzw an jede UNebertretu ng der erwähnten Vorſchrift der Stagats-

anwaltſchaft behufs Einleitung des ſtrafgerichtlichen Ver-
angezeigt werden

Halle, den 6. Marz 1913 Der Magiſtrat.
Warnung

Jm verfloſſenen Jahre ſind wiederum zahlreiche Unfälle
durch Heberfahren von Fuhrwerken auf undewachten Ba n
iübergäng gen herbeigefſihrt worden. Es wird deshalb denern die großte Vorſicht beim Befahren von unbewach-

in. herwer gen zur Pflicht gemacht. Gleichzeitig werden ſie

darauf hingewieſen, daß ſie durch Unachtſamkeit nicht nur ihr
igenes Leben gefährden, ſondern auch durch fahrläſſige Geſrdnng des Eiſenbahnbetriebes ſich einer ſtrafrechtlichen Ver

folgung ausſetzen.

l le, den Die Volizeiverwaltung.Alle über 15 alten Ausländer einſchließl. die An
gehörigen verbündeter Staaten haben ſich binnen 24 Stunden
nach ihrer Ankunft in oder vor ihrer Abreiſe von Halle unter
Vorlegung ihres Paſſes oder des feine Stelle vertretenden be
hördlichen Ausweiſes bei der lizeiverwaltung. Politiſche
Polizei. Dreyhauptſtraße 4. immer 52, perſönlich an oderabzumelben. Dieſe Me en ſind erforderlich, wenn
ſich ein Ausländer nur vorübergehend in hieſiger Stadt aufhält
oder dieſe verläßt. Jedermann, der einen Ausländer entgeltlich
oder unentgeltlich in ſeiner Behauſung oder in ſeinen gewerb-
lichen Räumen (Gaſthäuſern, Fremdenheimen uſw. immt,
iſt verpflichtet, ſich über die Erfüllung der Anmeldepflicht des
Ausländers ſpäteſtens 24 Stunden nach ſeiner J zu

März W.

vergewiſſern und im Falle der Nihterfülung T r Poligei
verwaltung, Volitiſche Volizei, Mitteilung adieſe Beſtimmung werden die r
nung über dar Meldeweſen nam s
1800 nicht berührtHalle den 5”. März 1918 Die Polizeiverwaltung.

Uhr,

Alte Promenade Ia
Fernruf 5738.

üeSpWrdlererstenlieda

Das Lebensbild einer Treulosen
in 3 Akten.

e a
Alte Promenade I a.
Das Rätsel von
Leipziger Straße

Renny Cdelsteine!
Dur Freikarten haden in beiden Theatern nar bis 6 Vir Galttzgkets.

ne
Voghnen 9 r.

Fernruf
57 38

Zangalor.
8. Fernruf1224.

lelpzlgerstrae 86

Ab Freltag, 8. Härz!Gunnar lJolnaes üel un huztrs

Ilde örner m leo Peubert

Baronin Kammerjungfer.
Lastepiel in 83 Akten.

Hallesche

Genossenschafts-Buchdruckerei
e. G. m. b. i.

hölf sich zur

Holle, Harz 42/44

Ausführung von Druckaorbeiten

insbesondere den

far

Gewerbe, Handel, industrie und Privalbedoarf,

Konsumvereinen, Krankenkassen, Gewerkschaften
und anderen Vereinen etc.

bestens empfohlen. F

Kinder-
Damen
Herren-

Strümpfe
4173Wolle, e e e und Seide

in unübertroffener Auswahl.
Junus Bacher, Lelpzleger Strasce 102.

„Nechaniker, Dreher
für dringende Heereslieferungen

W gesuoht. War ab. Wielandstr. 30.

Fürunſer WerkWürgendorf
(Bahnſtrecke Köln Gießen)

werden zum ſofortigen Eintritt

200 Mädchen,
über 18 Jahre, und

100 atte Arbeiter
W geſucht.

Wohnung und Verpflegung an Ort u. Stelle.
spreugttofabriken opvege Kttien Seſenthaſt

*2122Bärgendorf (Kreis 6iegen).

Zuverigeeiger Kesseineizer
jort dauernde Steüung.papene ä e a Berner, A. G.,

Klempner, Schlosser,
zu eben

n alles laues geröaat

v S
Pöbel Setten Pfandſcheine

3579 kauft zu J Zernt e
usſtraßekm T Tel. 4314.

Strickwolle und
Lumpen

kauft
Königsberg 5.A. Rein, Tel. 2409.

Lumpen, Knochen, Eisen,
7 Metalle, Papier kauft

j tAbert Bode juD.. a e

Aode-Zeftunrer

olin, r

3406

empftehlt die

ſtarre- interricht erteilt
Woelly May, To

lolxzpncihtn

rurabe o

Operette in 8 Akten von
Fr. Arnald und E. Bocxk.
Musik von Gllbert.
Vorverkauf eine Woche

verauns, täglioh 9--1 a. 7.

ötudt-Theuter Hulle

Donnerstag, den 7. März 1918:
Heine frau, de Hohctanplelern

Luſtſpiel in drei Aufsügen
v. Alfred Möller u. Lothar Sachs
4169

Freitag, den 8. März 1918:
König für einen Tag.

o

O O.De
Donnerstag, 7. März 1918,

abends 8 Ubr:

fl. Gezellbchafts Kommen

vom
Stadttheater Orchester.

Leitung:
Kapellmeister Karl Nöhren.

Fintrittspreis 50 Pfg.
Dauerkarten für Zoo und Witte-

Kind haben Gültigkeit.

Zurückgekehrt
Dr. NMiebubr,

*2165 Moritazwinger 17.
Mo0090090090900000002 009

Krawatten
F. C. Siehbert.

0 Gegr. 1853. Fernr. 2363.
UVUntere Leipzigerstr. 9,

t 4174 gegenüber d. Kireche.

HMo00000000000000090
Wie werde ich
bei einer aus Anlaß des Krieges

erlittenen Beſchädigung

T verſorgt?
Ein Merkbuch für jeden Krieger

bis zum Feldwebel aufwärts.

Preis 50 Pfg. Porto 5 Pfg
Zu beziehen durch die

Bolkabnchhzan dung
Halle a. S., Harz 42/44.rTahan anhauen

bringt hohen Gewinn. Ich verſ.
Tabakſamen ausr zur Ernte von
20 Pfd. Tabak 1000 Zigarren,
m. n u. Anle Jungeh B. Hechartenbau, Berlin Schönhoilz N. T

bildung und Krleg,
Von Or. Max Adler

Preis 40 Pfg. Porto 3 Pfg.
Zu beziehen durch die

Boitsvrchhand inng
Halle a. S., Harz 42 44.190 hosſſaren,

enthaltend: Gold-, San Brom-
silber-, Kunst-. Biumen-, Kopk-
Kinder-, Geburtstags-, Liebes-
Landseh.- „Witzkarten usw. 6. 50
(10 bis 30 t. V erk. Tausende An-
erkennungen. 100 Karten 3, 5,
6 M. Osterkarten 8, 5, 6, 10, 12 MP. W agenkneent, Veriag, Leipzig.

*2150

Zu verkaufen.
Haus mit Scheune, reichl. Stal-
lungen, großem Hofe u. Garten in
einer kleinen Stadt bei Halle! An-
zahlung 1500 Der Reſtkaufpreis
auf Jahre unkündbar. Off. unter
B. K. 4208 an Rudolf Mosse,
Ralle a. d. S. *2154

Woher
kommt du Geld

ò 2um Krleee 6
Von Jaolian Borchardt

Prole 60 Pf. Porto 5
Zu bevioben durch he

Volkshuchhandlung
Malte, Harz 42-44.
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Nr. 55. e 29. Jahrgang,

Im Kampf ums Wahfrecht!
Die Wahlrechtsreform in Braunſchweig.
Die bei der neulichen Eröffnung des Landtages in der Thron

rede angekündigte Wahlrechtsreform iſt dieſer Tage als Geſetz
„entwurf über die Zuſammenſetzung der Landesverſammlung
und, die Jenderung des Wahigeſetzes der Braunſchweiger
Landesverſammlung zugegangen. Um es gleich vorweg zu
ſagen: Ss iſt ein Geſetzentwurf gegen die Demokratiſierung des
Braunſchweiger Landtags und damit gegen die Demokrati-
ſierung des Braunſchioeiger Staates. Die Braunſchweiger
Regierung folgt damit der augenſcheinlichen, wenn auch ungaus-
geſprochenen Parole der ſeinerzeit ſo beinbelten „Nenorientie-
rxung“: nämlich mit allen Mitteln die Demokratiſierung von
Reich und Einzelftaaten zu hintertreiben!

Der Braunſchweiger Wahlrechtsentwurf iſt das Meiſter
ſtück eines Flickwerkee. Es iſt darin enthalten: ein bißchen
gleiches Wahlrecht. ein bißchen Verhältniswahlrecht, eine ziem-
liche Portion berufſtändiſchen Wahlrechts. Das Ganze iſt dann
zuſammengebraut zu einem durchaus regktionären Gemiſch, das
auf Jahre hinaus jede freiheitliche Entwicklung in Braunſchweig
zu hemmen imſtande ſein wird, und das beſonders die Maſſe
des Volkes und die Arbeiter von dem ihnen gebührenden Ein-
fluß r die Geſtaltung und Entwicklung des Landes aus
ſchließt.

Klar und deutlich zeigt ſich anch bei dieſem Wahlrechts-
entwurf, daß das Volk und die Arbeiterſchaft nichts, auch gar
wichts von dem Wohlwollen und der Einſicht der Regierungen
und der bürgerlichen Parteien zu erwarten hat. daß dieſe ihnen
in alter Feindſchaft und Abneigung, in Mißgunſt und Miß-
trauen gegenüberſteben. Es bleibt für die Arbeiterſchaft dabei:
Jhre Rechte muß ſie ſich im Kampfe gegen die Regierungen
und gegen die bürgerlichen Parteien durch ihre eigene Kraft
erringen. Die Regierung und bürgerlichen Parteien haben nicht
umgelernt. Jhre Haltung gegen die Arbeiterſchaft iſt genau
dieſelbe wie vor dem 4. Auguſt 1914. Man inntet den Arbeitern
eine ungehenerliche Dummheit oder den Verrat an ihren Jnter-
eſſen, die die Jntereſſen der kulturellen Menſchheit ſind, ju,
wenn man von ihnen erwartet, daß ſie in ihrer arundſätzlichen
Stellung gegenüber den Regierungen und den kürgerlichen
Parteien umzulernen hätten.

Der Braunſchweiger Wahlrechtsentwurf iſt eine Verquickung
von gleichem und ftändiſchem Wahlrecht. Dreißig Abgeordnete
ſollen durch unwittelbare und gleiche Wahl und achtzehn Ab-
geordnete durch die Berufſtände gewählt werden. Von den
dreißig durch allgemeine Wahlen zu wählenden Abgeordneten
entfallen neun auf die Stadt Braunſchweig, ſechs guf die ührigen
Städte des Landes und fünfzebn auf die Landkreiſe. Auf un-
gafäöhr 16 000 Einwohner ſoll ein Abgeordneter entfallen.
Sicherungen für das geheime Waohlrecht ſind nicht vorgeſehen.
Es heißt darüber in der Vorlage recht unklar: „Das Wahkrecht
wird in Perſon mittels eines Stimmzeittels ausgeüht. Der
Stimmreftel iſt in einem mit einem amtlichen Stemvel ver-
ſchenen Nmſchlag abzugeben. Der Umſchlag wird dem Wähler
in dem Wablraum veraghfolgt. Der Stimmzettel wird in dem
Nmſchlag von dem Waohlvorſteber oder einem 'Beiſitzer in eine
Wahlurne gelegt.“ Nach dieſer Beſtimmung hat alſo der Wähler
den Stimmzeitel vor dem Wahltiſch in den Umſchlag zu legen
und dann dem Wohlvorſieher auszuhändigen. Daß damit eine
geheime Wabl nicht gewährleiſtet iſt, liegt anf der Hand.

Die Hälfte der Bevölkerung die Franen iſt überhanpt
von der Wahl ausgeſchloſſen. Die Frauen werden als Heloten
betrachtet; dürfen wahrſcheinlich ihren Mutterpflichten nicht
entfremdet werden, dadurch, daß ſie alle vier Jahre einmal zur
Wahl gehen. Umſo beſſer können ſie dann ihre Mutterpflichten

trägerinnen uſw. ausüiben.
Das Wahlrecht kann erſt mit dem fünfundzwanzigſten

Lebensjahre ausgeübt werden. Ein großer Teil, wenn nicht
der größte Teil der Vaterlandsverteidiger iſt damit vom Wahl
recht ausgeſchloſſen. Dazu kommt, daß das Wahlrecht an die Be
dingung geknüpft iſt, daß der Wähler ſeit 3 Jahren die Braun-
ſchweiger Stagatsangehörigkeit beſitzt, eine Beſtimmung, die
natürlich am unmittelbarſten die Arbeiter trifft; außerdem
muß der Wähler mindeſtens ein Jahr ununterbrochen im Her
zogkum wohnen. Die Wählbarkeit beginnt erſt mit dem 30.
Lebensſahr. Die aus den allgemeinen Wahlen hervorgehenden
Abgeordneten müſſen mindeſtens ein Tahr in ihrem Wahlbezirk
wohnen die Freizſgigkeit der zu Wählenden iſt damit aufge
boben. Auch dieſe Beſtimmung trifft die arbeitende Bevölke-

a mee 5
o Der Sonnenwirt.

Roman von Hermann Kurz.
„Sei ruhig, Thriſtine!“ rief Friedrich, der ſelbſt etwas bleich

geworden war, und eilte zu ihr. Sie ſah ihn wild an und erholte
ſich erſt allmählich. „Es iſt ja nur von vergangenen Dingen die
Rede,“ ſprach er zu ihr. „Sich, ich bin bei dir, und meine
Freunde haben mir einen Pfarrer genannt, der uns trauen will.
Sei munter, jetzt geht's endlich zur Hochzeit!“

„Hochzeit?“ ſagte ſie, „ich hab' gemeint, es ſei von etwas
anderem die Rede. Hab' ich denn ſo ſchrecklich träumt?“

Er wiederholte ihr, daß er gleich am nächſten Tage mit ihr
zur Trauung wandern werde. Ihr Angeſicht belebte und er-
heiterte ſich nach und nach. „Jſt's denn wirklich wahr? ſagte
ſie, „ſoll ich endlich einmal mit dir vor den Altar kommen?

„Sieben Jahre ſo lang' wird's jetzt ſein. daß wir das erſte
mal miteinander vor Kirchenkonvent geweſen ſind ſieben
Jahre hab' ich mir's um dich ſauer werden laſſen müſſen wie
der Erzvarer Jakob um die Rahel, und jetzt iſt's endlich ge
wonnen.“

„Gelt, und darüber bin ich zur Lea worden?“ ſagte ſie einen
ſcheuen Blick um ſich werfend. Sie ſtarrte die Geſellſchaft an.
wie wenn ſie ſie noch nie geſehen hätte, und drängte ängſtlich
fort. Er erklärte ſich bereit, mit ihr zu gehen.

„Wir wollen jetzt auch zur Ruhe.“ verſetzte die Alte.
Der Hitling iſt hinab,“ ſagte ihr Sohn, gen Himmel deutend,

„di ſind aufgegangen. ße n iſt geſchwächt,“ ſetzte Bettelmelcher hinzu,
indem er das Fäßchen mit einem Fußtritt auf den Boden

e. p.cher Kiſchied wurde der Gaſt in jeniſcher Sprache aufge-
fordert, ſich bald wieder auf dieſer Stelle einzufinden wo er
die Geſellſchaft noch eine Zeitlang gelagert finden werde. „Er
gab fein Wort. Der Zigeuner bot ihm Kleider an, da ihre
Garderobe reich verſehen ſei und er den kleinen Vorſchuß bei
Gelegenheit wieder erſtatten könne. Er nahm das Anerbieten

an und wurde alsbald mit einer vollſtändigen Kleidung ver-
ie i ür die Hochzeitsreiſe ſehr zu ſtatten kam.liner werde faht angeboten, und er ſcheute ſich, etwas für

ſie anzuſprechen. Bettelmelcher gab ihm noch genauere An-
weiſung über den Pfarrer der ihn trauen ſollte; er nannte
ihm ſeinen Namen und beſchrieb ihm ſeine Wohnung ſo ge

i hlen konnte.ig det Wage miteinander entfernt hatte, blickte ſich
die Bande eine Zeitlang ſtillſchweigend gn; dann ſagte der
ſ iſtianus Er iſt reif, und dir, Frau Schweſter graer Eroberung. „Laß du ihn zur Hochgett und
Kopulation gehen, er hält's bei dem Bauernmenſch keine acht

e du denn, daß ich ihn will fragte ſeine jün-
gere Schweſter

Er lachte.W r ei en Kopf hat!“ ſagte ſie.De Sud der Tauraſti rief ex, „Verſtelle dich nur nicht,

Beil

in der Fabrik, in den Kontoren, auf der Eiſenbahn, als Brief

ne

und richtet ſich wohl im beſonderen gegen die Sozialdemo

Für die Stadt Braunſchweig ſoll die Verhältniswahl ein
geführt werden. Damit ſollen den bürgerlichen Minderheiten,
vielleicht auch den Regierungsſozialiſten, Mandote zugeſchoben
werden. Wir ſind ſelbſtverſtändlich für die Verhältniswahl,
aber nur für den Fall, daß ſie über das ganze Land ſich er
ſtreckt. Auf dem Lande will man die Verhältniswahl nicht,
damit dort die proletariſchen Minderheiten nicht zu einer Ver
tretung gelangen.

Bei den berufſtändiſchen Wahlen führt der Braunſchweiger
Wahlrechtsentwurf ſogar wieder die Klaſſenwahlen ein. Die
Grundbeſitzer bilden zwei Gruppen, die eine mit einem Grund
fieuerkapital von mindeſtens 5000 Mk., die andere mit einem
ſolchen von 2000 bis 5000 Mk. Die erſte Gruppe wählt zwei
Abgeordnete, die zweite Gruppe drei Abgeordnete. Wer
Grundbeſitzer von unter 2000 M. Grundſteuerkapital iſt, bleibt
bei der berufſtändiſchen Wahl ausgeſchloſſen, mithin alle kleinen
Grundeigentümer. Auch die Gewerbetreibenden, die weniger
als 45 Mk. Gewerbeſteuer zahlen, mithin alle kleinen Gewerbe
treibenden, ſind bei der berufſtändiſchen Wahl ausgeſchloſſen.
Die Gewerbetreibenden mit einer Gewerbeſteuer von 45 bis
000 Mk. wählen zwei Nbgeordnete, die Gewerbetreibenden, die
mindeſtens 600 Mk. Steuer zahlen, bilden eine beſondere Klaſſe
und wählen ebenfalls zwei Abgeordnete. Das iſt die Mittel-
ſtandspolitik der braunſchweigiſchen Regierung!

Eine Berufsgrupve bilden auch die Geiſtlichen, denen ein
Abgeordneter angebilligt iſt. Vier Abgeordnete ſind auch den
wiſſenſchaftlichen Berufſtänden zugeteilt. Alle von den Beruf-
ſtänden gewählten Abgeordneten müſſen aus den Berufen ſelbſt
genommen werden.

Das gleiche Wahlrecht iſt mit den berufſtändiſchen Wahlen
alſo anfgebohen. Denn die Grundhbeſitzer, die mit mehr als
2000 Mk Grundſteuerkavital und die Gewerbetreibenden, die
mit mehr als 45 Mk. Gewerbeſteuer veranlagt ſind, haben ein
doppeltes Wahlrecht, ebenſo wie die hochwürdige Geiſtlichkeit,
deren Reich nicht von dieſer Welt iſt, und die wiſſenſchaftlichen
Berufsangehbörigen.

Das Wahlrecht haben aber auch noch folgende öffentliche
Körperſchaften: die Landwirtſchaftskammer, die Handelsfam-
mer, die Handwerkerkammer und endlich die Arbeiterkammer,
ſobald deren Einrichtung geſetzlich geordnet wird. Jeder
Körperſchaft iſt ein Abgeordneker zugeſprochen. Die Mitglieder
der Landwirtſchaftskammer, Handelskammer und Handwerker-
kammer haben alſo unter Umſtänden ein dreifaches Wahlrecht,
während der zahlreichſte Stand der Arbeiter, der ebenfalls
durch die gegebenenfalls kommenden Arbeiterkammern nur
einen Abgeordneten zu wählen hat, durch die Wahl ſeiner Kam-
mer höchſtens ein doppeltes Wahlrecht haben kann.

So ſoll das nene braunſchweigiſche Wahlrecht ausſehen!
Miſergbel genug! Und man darf überzeugt ſein, daß die
Vraunſchweiger Landſtube noch an Verſchlechterungen hinein-
bringen wird, was nur möglich iſt. Gehören ihr doch noch
beute jene Abgeordnete an, die es ſeinerzeit als einen Segen
empfunden haben, daß keine Arbeitervertreter im Braun
ſchweiger Landtage ſind,

Die Braunſchweiger Arbeiterſchaft lehnt natürlich dieſe
„Wahlreform“ mit aller Entſchiedenheit ab. Dieſes Wahl-
geſetz iſt diktiert von dem Geiſte des Mißtrauens gegen das
Volk, das der Träger des Staatsganzen iſt. Es will die gerade
in Braunſchweig ſo notwendige Demokratiſierung des Stagts-
lebens verhindern. Dieſes Wahlgeſetz ſtellt über die Jnter-
eſſen des Volksganzen die Einzelintereſſen von Berufsſtänden,
die begünſtigt werden ſollen.

Die Braunſchweiger Arbeiter haben jahrelang ihren Wahl-
rechtskamvf geführt. Sie werden gegen dieſe „Wahfrechts-
reform“ den Kampf mit aller Kraft aufnehmen und ihn mit
allen Mitteln führen. Um der Gerechtigkeit im Staate und
der Geſellſchaft willen! Und gerecht iſt nur das allgemeine,
gleiche, geheime und unmittelbare Wahlrecht für alle Männer
und Frauen vom zwanzigſten Lebensjahre ab und die Wahl der
Abgeordneten nach dem Verhältniswahlſyſtem! Davon laſſen
ſich die Arbeiter nicht abmarkten.

Briefkaſten der Redaktion.
A. N., Barfelde. Allerdings ſoll die Gemeinde ſeit 1. No-

dvember 1917 jedem Unterſtützten 5 Mk. zulegen, ſo daß eine
Ehefrau 25 Mk. und ein Kind 15 Mk. im Monat minde-
ſten s bekommen ſoll. Wenn Sie das nicht erhalten, ſo wen
den Sie ſich einmal an den Landrat mit einer Beſchwerde.

ich hab' in deine Augen geſehen und auch in die ſeinigen. Du
mußt das Band werden, das ihn an uns feſſelt.“

„Eine Meſſe laſſ' ich leſen, wenn's gelingt und du wieder
einmal verſorgt biſt,“ ſagte die Alte.

„Amen,“ erwiderte ihr Sohn und bekreunzte ſich andächtig.
„Die Altmutter hat recht,“ bemerkte Bettelmelcher, „er hat

etwas Solides in ſeinem Ausſehen und könnte treffliche Ge-
ſchäfte für uns machen.“

„Jch bin ihm nicht feind,“ verſetzte der Schwamenjackel, „und
doch iſt in ſeinem Geſicht etwas, das mir nicht ganz gekfällt.
Jch weiß nicht, was in dem Mütterlichen für ein Vorzug liegen
ſoll. Was die Deutſchen von ihren Müttern haben, das iſt in
der Regel eine butterherzige Dummheit, und ich will desdalb
nur wünſchen, die Altmutter möge diesmal fehlgeſchoſſen haben.
Zabt ihr's nicht geſehen, wie er über der Beſchreibung des
Räderns erblaßt iſt?“

„Jch kenne ihn,“ erklärte der Zigeuner mit entſchiedenem
Tone. „Er ſteht am Graben und beſinnt ſich. Wenn er nicht
mehr rückwärts kann, ſo ſpringt er und fragt nicht, wie breit
oder wie tief. Aber ans den Augen dürfen wir ihn nicht mehr
laſſen. An ſeinem Mut iſt nicht zu zweifeln, er hat Mut wie
der Teufel aber auch der Mut will geübt fein.“

„Und ein tüchtiges Probeſtück.“ verſetzte Bettelmelcher,
müſſen wir ihm vorlegen, daß die Haar' davon fliegen, wie

er ſelber ſagt Jch weiß nicht mehr, welcher König es
über Meer in ein fremdes Land einfiel: als er gelandet hatte,
verbrannte er ſeine Schiffe hinter ſich, damit ſeinen Leuten
das Heimweh verging.“

„Ja, auf dieſe Weiſe bringen wir ihn am beſten aus der
Gegend fort, dann wird er lnuſtiger anbeißen.“

„Um den Preis will ich mich zu einer Ausnahme von meiner
Regel verſtehen,“ ſagte die Alte. „Hier herum werfen die
Märkte ohnehin nicht ſo viel gb, daß ich Luſt hätte, bald wieder-
zukommen und Sohn und Tochter zu riskieren, für die hier
keine geſunde Luft iſt

Während ſie ſo miteinander redeten führte der Gegenſtand
ihrer Geſpräche Chriſtinen nach dem Hofe, wo er ihr einen
Aufenthalt verſchafft hatte. Er wußte ſie unterwegs nofdürftig
über die Geſellſchaft, in der ſie ihn getroffen, zu beruhigen.
was ihm diesmal leichter gelang, weil die Ausſicht, endlich ſein
rechtmäßiges Weih zu werden, in ihr alles andere überwog.
Auch ihm gab dieſer Gedanke neue Schwungkraft: er konnte
endlich ſein Wort halten, ſeinen Willen durchſetzen. Aber frei-
lich, um welchen Preis!

Querfeldein über Berg und Fal ſchweifend, vilgerte gleich
am nächſten Tage das ſchon ſo lange verhundene und immer
noch nach dem Segen der Kirche dürſtende Paar dem Kochertalke
zu, in deſſen Umgebung ihm ſein Wunſch erfüllt werden ſollte
Wem man aber geſagt hätte, daß die beiden auf einem Braut-
gang begriffen ſeien, der würde ſie verwundert angeſchaut
haben: der Hochzeiter war, wenn auch ſein Geſicht von den Müh-
ſeligkeiten des Lebens zeugte, in der Büte der Mannesjahre
und ſchritt im blauen Rock, im rot-, blau- und grüngeſtreiften
Bruſttuch (Weſte), in den ſchwarzen Lederbeinkleidern, weißen

war, der

aAge zum Volksblatk. Halle (Saale), 6. März I9138.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 6. März 1918

Die Wahlrechtsverſammlung,
die der Vorſtand des Sozialdemokratiſchen Ver
eins für Halle undden Saalkreis geſtern, Dienstag,
abend nach dem Volksparke einberufen hatte, war ſeit Jahr
und Tag die überhaupt erſte Volksver ſammlung wieder,
die die Unabhängige Sozialdemokratie in Halle abhalten
konnte. Und auch ſie kam erſt nach Ueberwindung von allerlei
Hinderniſſen und Schwierigkeiten zuſtande. Sie war ſchon, wie
der Verſammlungsleiter, Genoſſe Albrecht darlegte, für Ende
Januar geplant, verfiel jedoch in letzter Minute dann wieder
dem Verbote. Auch diesmal fügte es eine Reihe widriger
Umſtände, daß zwiſchen der behördlichen Genehmigung und
dem Verſammlungstage nur die kurze Friſt von etwa 30 Stun
den lag, die natürlich für eine ausgiebige Werbetätigkeit für
die Verſammlung zu knapp bemeſſen war. Daher erkläre es
ſich wohl auch, daß der Verſammlungsbeſuch hinter den Er
wartungen zurückgeblieben ſei.

Die Verſammlung, die den großen Volksparkraum vollſtän
dig füllte, war von beſtem Geiſte und von kampfesfreudiger
Stimmung beſeelt. Die Rede des Reichstagsabgeordneten
E. Vogtherr, Berlin, über:

Das Landtagswahlrecht in Preußen,
fand das lebhafteſte Jntereſſe der Verſammlungsteilnehmer;
ſie wurde häufig von zuſtimmenden Zurufen begleitet, und zum
Schluſſe mit ſtarkem Beifall ausgezeichnet. Auch in der ſich
an die Rede anſchließenden Ausſprache ſoweit man bei den
behördlichen Beſchränkungen, unter denen ſie zugelaſſen war,
von einer „freien Ausſprache überhaupt reden konnte kam
das unerſchütterliche Feſthalten an der Forderung des all-
gemeinen und gleichen Wahlrechts für Preußen
und der Wille, alle Kräfte für ſeine Erringung einzuſetzen,
entſchieden zum Ausdruck.

Genoſſe Vogtherr führte in ſeiner etwa 1 ftündigen
Rede u. a. aus: Als in den erſten Jahren des Krieges die un-
geheuren Opfer des Krieges an Gut und Blut und an Auf-
opferung und Zurückſetzung der Perſönlichkeit immer fühl-
barer wurden, da erhob ſich auch in Preußen- Deutſchland der
Ruf nach einer ſogenannten „Neuorientierung“, nach einer
Aenderung und Verbeſſerung der politiſchen und ſozialen Zu-
ſtände. Die deutſche Regierung gab auch alle möglichen Ver
ſprechungen und Verſicherungen in dieſer Richtung. Die Un-
abhängige Sozialdemokratie hat ſich von dieſen Verſpre-
chungen nicht allzu viel verſprochen. Wir wiſſen, daß der ganze
Klaſſenſtaat ſo auf die Jntereſſen der herrſchenden Klaſſen zu
h iſt und daß dieſe Klaſſen nie zu nennenswerten

ugeſtändniſſen an das Volk bereit waren. (Sehr richtigl)
Denn alle bürgerlichen Parteien wollen die beſtehenden
Machtverhältniſſe aufrechterhalten, und daraus ergibt ſich auch
ihre Stellung zu der Hauptforderung der Neuorientierung, der
Reform des preußiſchen Dreiklaſſenwahlrechts. Das Reich s-
tagswahlrecht hat den butgerlichen Klaſſen gezeigt, daß
durch es das politiſche Leben ausgebreiteter und tiefgründiger
geſtaltet wird und daß dabei vor allem auch das Intereſſe der
Arbeiterſchaft gang anders und viel ſchwerer in die Wagſchale
fällt. Denn unter dem preußiſchen Dreiklaſſenwahlrecht konnte
man früher wahrlich von einem politiſchen Leben nicht reden.
Das iſt ja nun durch die Wahlbeteiligung der Sozialdemokratie
etwas anders geworden.

Preußen hatte ja, wie Sie wiſſen, bereits ein allgemeines
und gleiches Wahlrecht; das Volk hatte es ſich im Jahre 1020
erobert. Jm Jahre 1851 wurde ihm dann durch Staats
ſtreich das heutige Dreiklaſſenwahlrecht auf-
gezwungen. J den 63 Jahren ſeines Veſtehens hat keine
einzige bürgerliche Partei in Preußen daran gedacht, es
durch das gleiche Wahlrecht zu erſetzen; auch der Freiſinn
nicht. Wenn die bürgerlichen Parteien ſich heute für eine
Wahlreform empfänglicher zeigen, ſo nur, weil ſie ſich vor dem

Unwillen des Volkes
fürchten, der ſie von der politiſchen Bildfläche hinwegfegen
könnte.

Strümpfen und neuen Schuhen mit blanken, ſtählernen
Schnallen gar ſtattlich einher, während aus der verſchoſſenen,
von Hauſe aus farbloſen und ärmlichen Bauerntracht der Hoch-
zeiterin ein verblühtes, müdes Geſicht hervorſah. Bald waren
ſie wieder auf dem Rückwege von Thüngenthal, denn ſo ſchreibt
ſich der Name des Ortes, den der eigenſinnige Volksmund in
Dinkeltheim verwandelt hat, gleichwie ihm umgekehrt die Reſi-
denz des deutſchen Ordens, welche Mergentheim geſchrieben
wird, zu einem Mergenthal geworden iſt. Am Abend des
erſten Tages, da ſie wieder in der Richtung nach der Rems
wanderten, kehrten ſie in einem Dorfwirtshauſe ein, um da-
ſelbſt ſiber Nacht zu bleiben. Sie waren die einzigen Gäſte in
der Wirtsſtube, wo der Wirt ab- und zuging; im Kabinett
ſaßen drei geiſtliche Herren, die miteinander tranken und rede-
ten, ohne ihnen Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Kaum hatten
ſie das Fleiſch, das ihnen der Wirt vorgeſetzt, gegeſſen, ſo trat
ein anſtändiger Mann in einem braunen Anzug ein, desgleichen
die Gerber trugen, grüßte ſie freundlich, ſetzte ſich an ihren
Tiſch und verlangte gleichfalls ein Nachtquartier. Chrfſtine
erwiderte den Gruß gleichqgültig; Friedrich aber, nachdem er
ihn angeſehen, mußte den Mund zum Lachen verziehen. Der
andere gab ihm einen Wink, zu warten, bis der Wirt die Stube
verlaſſen; dann fragte er lachend: „Nun, wie iſt die Kopula-
tion abgelaufen?“

Erſt jetzt blickte ihn Cbriſtine näher an und erkannte mit
Staunen einen der Männer aus dem Walde von Wäſchen-
beuren. Es war in der Tat Bettelmelcher.

Ganz qut,“ antwortete Friedrich, „aber ſehr einfach. Es
war eine Hauskopulation, die dein Pfaff in ſeiner Stube r
genommen hat, er wird wohl wiſſen warnm, und der ganze Akt
beſtand darin, daß er uns geheißen hat, wir ſollen einander
die Hände darauf geben, daß wir einander in Lieb und
nicht verlaſſen wollen.“

„Nun, iſt das nicht genug,“ verſetzte Bettelmelcher mit ge
rührter Stimme und ſpitzbühiſchem Augenzwinkern.

„Dann hat er uns einen Kopulationsſchein anusgeſtellt, und
hat ihn auf mein Verlangen noch um ein Jahr weiter zuriick
datiert, ſo daß unſere Ehe jetzt ſchier für achtjährig gilt. Der
tut alles, was man haben will. Deinen Gruß hab' ich ihm aus
gerichtet. Drauf hat er gelacht und geſagt: So iſt der Spitz
bub' immer noch ungehenkt?“

Bettelmelcher lachte.
„Ahber dul“ fuhr Friedrich fort, „das iſt mir ein ſauberer

Pfarrer, den du mir rekommandiert haſt, und mir kommen Be-
denken, ob die Handlung und der Tranſchein nur auch etwas
wert ſind. Wir haben zuerſt nach dem Pfarrhaus gefragt, aber
da ſind wir ſchön angekommen.“

„Jch ha dir ja ſeine Wohnung angegeben,“ unterbrach ihn
Bettelmelcher, immer noch lachend.

Ja freilich, dann hat ſich's herausgeſtellt, daß er nicht der
echte Pfarrer iſt. ſondern ein abgedankter. Er hat mir ſelber

zählt er ba r ein klein's Späßle gemacht und ſei des-
ren g ageſchmiſſen worden. Nun möcht' ich doch
en ob ein abgedankter Pfarrer auch noch kopulieren kann.“

(Fortſetzung folgt.
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Vahlrechtsverfprechen reuß Regierungja ſchon wiederholt aber rer i ernſthaft
an eine Einlöſung dieſer Verſprechen gedacht. Was ſie 1910

Se et gleiviane die Erkenntnis boten wir uns
mit Scheinreformen und geraten e. wikirttrrürhrigty helle Freude über nen werden Eingie derh daß dieWare rechnen muß.u aften enthält, wie „ſtatt des fehlenden Vanilinzuckers“ oder

dem Landtage als u Wahlreformvorlage vorlegte, fortſchrittlichen Reichskanzler oder einen ſozialdemokratiſchen Unter Verwendung von kohlenſanrem Kalk“ oder „Calc, carb.
verdient den Namen „Reform“ kaum; denn es joar ein ſcheuß- Unterſtaatsſekretär. Für uns iſt eine parlamentariſche Regie uſw. Wer ſich vor Unannehmlichkeiten ſchützen will, laſſe ſich
u el a der rung und wirkliche Demokratiſierung erſt dann vorhanden, dies zur Warnung dienen.
Nun, jetzt haben in wennOſter und Julibotſchaft er Be e von n re tdas Verſprechen. das künftig von einem Klaſſen wahlrecht als oberſtes Geſes gilt und das Volk ſeine Geſchicke ſelbſt in die vom 1. März ab verboten. Verkauft und gewerbsmäßig ver- im Güt

in Preußen nicht mehr die Rede ſein ſoll. Aber in der Regie- 2 nimmt und geh nach ſeinen Bedürfniſſen wohnlich im wandt dürfen jedoch aus der Zeit vor dem 30. September I Abg
rungsvorlage hat man dieſe verſprochene Wahlreform mit zwei taate einrichtet r ſolche Parlamentariſierung und Demo ſtammende, ganz oder zum Teil aus Leder beſtehende Sohlen- ß er
anderen Vorlagen beſchwert, die die Umgeſtaltung des Herren- ratiſierung iſt unſer Ziel, und in dieſem Sinne iſt uns das ſchoner und Bewehrungen bis zum 31. Mai werden. ſchuß.
hauſes und des Etatsrechts des Abgeordnetenhauſes betreffen, gleiche Wahlrecht das Zeichen in dem wir ſiegen und das ü den er h ound da iſt von einem reformfrenndlichen Geiſte aber auch nicht Volk aus wirtſchaftlicher politiſcher ſozialer und geiſtiger Ausgabe von Düngemitteln durch Bund für Volks an iſt

die Spur zu finden. Knechtſchaft befreien werden! (Lebhafter Beifall.) kraft. Die h r r am, innaDer Klaſſencharakter des gegenwärtig noch geltenden preußi- Genoſſe Albrecht gibt der Verſammlung bekannt, daß die r r n r
ſchen Dreiklaſſemvahlrechts ergibt ſich in ſeiner ganzen freie Ausſprache an die Jnnehaltung von Bedingungen d r b Ee ſteht noch ein Reſt von Kalidünger zu ir nun
Schroffheit aus folgenden Zahlen: Von 100 Wählern wählen 5 gebunden iſt, wie ſie in dem folgenden Schriftſtücke niedergelegt doch bald chöpft ſei ird E ger zur Ler- züge
in der erſten Klaſſe, 15 in der zweiten, und 89 in der dritten ſind: fagens der jedoch ba 8 erſchöpft ſein wird. iſt jetzt die regeln,
Klaſſe. Alſo 20 Wähler der erſten und zweiten Kraſſe haben Die Polizeiverwaltung. rechte Zeit, ſolchen Dünger auf den Acker zu bringen. Der glaſſe,
ſoviel politiſche Rechte wie 89 der dritten Klaſſe! Die große PV Pol. P. 8777/18 Bund bietet ferner die außerordentlich ſeltene Gelegenheit, ein und
Maſſe des arbeitenden Volkes iſt heute in Preußen politiſch ſo H S März 1913. Gemiſch von Kali, Stickſtoff und Phosphordünger zu beziehen. iterheut alle (Saale), den 4. März zwequt wie rechtlos; das Wahlrecht iſt ein Solcher Dünger iſt im Handel kaum mehr zu erhalten, und esAn Herrn Wilhelm Oſterburg, hier, Harz 42144. iſt ein Zufall, daß der Bund durch rechtzeitige Vorſorge den

Vorrechtswahlrecht für die beſitzenden Klaſſen Die rechtzeitige Anmeldung einer am 5. März 1918, abends glein ächtern des Bundes dieſes koſtbare Gut anbieten kann. würden
in jeder Form. Der Geldſack iſt gleichſam das „Symbol“ Z. Uhr. im Volkspark Halle ſtattfindenden öffentlichen poli Der Vorrat iſt natürlich kein ſehr großer. Die Abgabe er dieſer 0
des Dreiklaſſenwahlrechts. Jahrzehntelang haben die herr- tiſchen Verſammlung des Sogialdemokratiſchen Vereins für folgt gegen Vorweiſung der Ackerkarte nete Gefäße ſind kämen
ſchenden Klaſſen in Preußen guf Grund dieſes Klaſſenwahl- Halle und den Saalkreis mit der Tagesordnung: Die Ab- in 3 en. E. Abderhalden J
rechts das Volk von jeder politiſchen Mitwirkung ausge- änderung des preußiſchen Landtagswahlrechts. Referent gen. über di
ſchloſſen. 63 Jahre hat dieſer unerhörte Zuſtand gedauert. Reichstagsabgeordnete E. Vogtherr, wird beſcheinigt. Die Jm Stadttheater geht heute, Mittwoch, AltHeidelberg in

Jevt bringt nun endlich die Regierungsvorlage das all ge Verſammlung wird unter der Vorausſetzung genehmigt, daß Szene. Am Donnerstag wird das Luſtſpiel Meine Frau, die rerfolg
ikrine und direkte. aber bei weit m noch nicht das der Referent denſelben Vortrag halten will. deſſen ausführ- Hofſchauſpielerin wiederholt. Freitag König für einen Tag. beunrul

gleiche Wahlrecht. Die Wohnungsklauſel der Regie- liche Dispoſitionen dem ſtellv Gen.-Kdo. 4. A.-K. bereits vor- Sonnabend nachmittag 314 Uhr gelangt al Schnlervorſtellung gabe
die das Recht zu wählen von einem einjährigen gelegen hat. An das Thema muß ſich der Redner ſtreng bei kleinen Preiſen Goethes Schauſpiel Die Geſchwiſter hierauf fung

ohnſitze alhängig macht, trifft in erſter Linie die halten und die durch den Burgfrieden gezogenen Grenzen Der zerbrochene Krug mit Leopold Sachſe als Dorfrichter
ind el le Arbeiterſchaft die inſolge der Unſicher- innebalten. Adam zur Aufführung. Am Sonnabend abend s Uhr findet atürſiheit ihrer wirtſchaftlichen Lage zum häufigen Ortswechſei ge Die freie Ausſprache wird unter dex Bedinqung zugelaſſen. das nächſte Sinfonie Konzert unter Leitung von Prof. ülfred den i
zwungen iſt; bliebe dieſe Wohnungsklauſel beſtehen, ſo würden daß der Verſammlungsleiter die Gewähr für de Jnne Rahlwes ſtatt. Die Vortragsfolge bringt die Ouvertüre zu Widerh

91 m 4 A rbe ter um b r W n h re ch t k o mmen. haltung der Zenſurbe ſtimmungen auch in der Diskuſſion Coriolan von Beethoven, 4 Sinfonie BDur von Beethoven,
Verſchlechterung bedeutet die Regierungworlage auch übernimmt und von ihm bſchweifungen von der Tages die Ouvertüre zur Schönen Melnuſine von Mendelsſohn und

i der Beſtimmung das Wahl 5 h ordnung nicht zugelaſſen werden. Insbeſondere ſind jede die 4 Sinfonie ADuyr Mend ſohVeſtimmung, das Wahlalter von 21 auf 25 Jahre zu er- Aeußerungen, die eir r fehle der ſich ie 4. Sinfonie ADur von Mer ohn. Sonntag nachmittagShen. Allgemein kann das Wahlrecht, das die Regierungs- z ußerungen die einen Qhre i wer Der Der Trompeter von Säkkingen, onntag abend Die toten
orlage bringt, aber ſchon ans dem Grunde nicht genannt wer-

den, weil es die Frauen ausſchließt. Die Sozialdemo-
ſonſt zugunſten von Streiks ausſprechen, ver
boten und werden ſtrafrechtlich verfolgt. Auch dürfen keine
Erörterungen zugelaſſen werden, die auf dem Ge-

Augen.

Zoologiſcher Garten. Morgen, Donnerstag, abend 8 Mr,r nrde r M aoh R 11 mer 9520 J r vPerſone t m ter ſie de eſecß l rn biete der Krie 9 führung liegen, Mitteilungen über findet das ſechſte Geſellſchafts Konzert des Stadtlheater
Frauen Für Kulturfortſchritte diefer Art hat mar indes in Kampfkräft e Verluſt J uſw. enthalten. oder in denen Tcheſters unter Leitung des Kapellmeiſters Karl Pohren ſtatt.
Zreußen nie Verſtändnis gehabt. Andere Länder ſind uns in urd re r t M rn r Die vortrefflich gewählte Vortragsfolge enthält Werke von
dieſer Beziehung weit voraus. Jn England, Amerika, und wirtſch P p lichen Machtmitteln Folge- Laſſen, Grieg, Chopin, Sibelius, Kiſtler. Beethoven, Wagner
der Schweiz, in den nordiſchen Ländern, in Ruß
land, überall macht das Frauenwahlrecht große Fortſchritte
nur in Preußen hinkt man in den Fragen wirklichen
Kulturfortſchritts immer meilenweit hinterher! Jm Ertverbs-
leben, in wirtſchaftlicher und ſozialer Beziehung, hat beſonders
die Kriegszeit die höchſten Anforderungen an die Leiſtungen
der Frauen geſtellt. Aber die politiſche Gleichberechtigung
will man den Frauen auch weiterhin verweigern.

Um die ganze Ungeheuerlichkeit und Ungerechtigkeit des heu
tigen Dreiklaſſemvahlrechts darzutun, braucht man die Wahl-
ziffern der preußiſchen Landtagswahlen von 1913 anzuführen:
Damals fielen auf die Sozialdemokratie 28 Prozent
aller abgegebenen Stimmen, und auf die Konſer vativen
nur 14 Prozent. Gleichwohl nehmen aber die Konſervativen
149 Sitze im preußiſchen Dreiklaſſenhauſe ein, während ſich die
Sozialdemokratie mit ganzen 10 Mandaten be-
ſcheiden muß! zürde dagegen das Reichstagswahl
recht auf Preußen übertragen, ſo würden die Konſervativen
nur 49, das Zentrum 73 (ſtatt 103), die Sozialdemokratie aber
125 Landtagsabgeordnete erhalten. Dieſe Ungerechtigkeit wird
noch erheblich verſchärft durch eine ungleiche Wahlkreisein-
teilung, dieſen „notwendigen Ausgleich“ für die gefährliche
Wählerklaſſe“, wie die Konſervativen ſie zu „entſchuldigen“
belieben.

Alles das zeigt, wie ſtark die Konſerbativen am beſtehenden
Dreiklaſſenwahlrecht intereſſiert ſind; es ſichert ihnen in
Preußen die politiſche Macht und hemmt ſomit zugleich auch
allen Kulturfortſchritt.

Was aber die Regierungsvorlage an Verbeſſerungen bringt,
das wird alles dadurch wieder völlig wertlos, daß man

die Macht des preußiſchen Herrenhanuſes
ſtärken und erweitern will. Dabei iſt doch das Herrenhaus
eine gänzlich überlebte und höchſt überflüſſige Einrichtung, die
unbedingt ab geſchafft werden muß. Es iſt uns daher auch
ganz unverſtändlich, wie z. B. die Regierungsſozia-
liſten darüber in Entzücken geraten können, daß man zwei
Arbeiter ins Herrenhaus berufen will. (Gelächter.) Wie ſieht
nun die Ummodelung aus, die man mit dem Herrenhaus vor-
nehmen will? Alſo als würdige Herrenhausmitglieder kommen
in Frage: die königlichen Prinzen, die Vertreter des Adels und
der Geiſtlichkeit, Bürgermeiſter und dann 150 Mitglieder, die
der König berufen ſoll.

Da fehlen nun gerade noch 2 Arbeiter! (Lachen.)
Das iſt das preußiſche Herrenhaus. Ein Parlament der be

rorzugten Klaſſen, das auf den Jntereſſen einiger Kategorien

MWijirde

rungen und Schlüſſe politiſcher und ſonſti-
ger Art gezogen werden, die geeignet ſind den Kampf
und Siegeswillen unſeres Volkes nachteilig zu beein-
fluſſen und die Zuverſicht unſerer Feinde zu ſtärken. Der
Burgfriede muß abſolut gewahrt werden. Die Ver-
ſammlung iſt vor Eintritt in die freie Ausſprache vom Ver-
ſammlungsleiter auf dieſe Beſtimmungen hinzuweiſen. Bei
Nichtbeachtung auch nur einer der gegebenen Beſtimmungen
wird die Verſammlung ſofort aufgelöſt werden. J. A.
Wurm.“

Die Verlefung dieſer neuzeitlichen Diskuſſionsordnung löſt
bei der Verſammlung allgemeine Heiterkeit aus.

In der Ausſprache nimmt zunächſt der Gen. Hennig das
Wort: Dieſe famoſe Diskuſſionsordnung erſchwert natürlich
eine freie Ausſprache ganz ungemein. Aber Sie erfahren
daraus wenigſtens einmal, was hente eigentlich Geſetz“ iſt.
Sie finden darin aber auch zugleich weiter eine Erklärung
dafür, warum das Volksblatt den Wahlrechtskampf nicht
ſo führen kann, wie es möchte; denn wir haben hunderte ſolcher
einſchränkender Verfügungen zu beachten!

Es ſind jetzt gerade acht Jahre her, daß wir in Halle in Wahl-
rechtskämpfen ſtanden. Die Wahlrechtskundgebung vor dem
Stadttheater am 13. Februar 1910 wurde bekanntlich mit dem
Polizeiſäbel auseinandergeſprengt, und ihre weiteren Folgen
waren ſchwere Verurteilungen einzelner Teilnehmer. Am
6. März 1910 hatten wir dann weiter einen von der Polizei be
willigten Wahlrechtsumzug. Wer hätte damals gedacht, daß
einmal die Sozialdemokraten mit der preußiſchen Regie-
rung zuſammen für das gleiche Wahkrecht ſtreiten würden?!
Aver mißtrauiſch, wie wir nun einmal ſind, erinnern wir uns
auch an die alte Erfahrungstatſache, daß die Herrſchenden dem
Volke immer nur dann einige Rechte zugeſtehen, wenn und
ſoweit das in ihrem Intereſſe liegt. Was uns ſehr
not tut, um für die kommenden Kämpfe gerüſtet zu ſein, das iſt
die Stärkung unſerer Organiſation und der
Ausbau der Preſſe, des Volksblattes.

Widmen wir daher dieſen beiden Aufgaben unſere ganze
Kraft; denn wenn wir das gleiche Wahlrecht wirklich durch
ſetzen. dann beginnt erſt der eigentliche Kampf um die
Demokratie! Alle die Schläge, die man heute gegen unſere
Organjſation und die Preſſe der unabhängigen Sozialdemo-
kratie führt, können wir nicht beſſer parieren, als dadurch, daß
wir die Grundſätze, Taktik und Ziele der Unabhängigen
Sozialdemokratie immer entſchiedener betonen und uns eine
ſtarke und feſte Organiſation für den Frieden ſichern.
Wir werden dann nicht nur ein freies demokratiſches Preußen,
ſondern uns ſelbſt ein Schickſal erringen, das allein eines

und verſpricht den Beſuchern einen genußreichen Abend Der
Eintrittspreis beträgt für die Perſon 50 Pf. e
den Zoologiſchen Garten und für das Vad Wittelind en
Gültigkeit. (Siehe Anzeige

Für 5900 Mark Seide erſchwindelkt. Jn einem hieſigen
Geſchäft erſchien am 5. 5. 18 gegen 2 Uhr nachmittags der nach
ſtehend beſchriebene Mann und verlangte Seide zu kaufen. Es
iſt ihm auch verſchiedene Seide vorgelegt worden. Er gab an.
für ſeine Frau ein ſeidenes Kleid machen laſſen zu wollen, bat,
die Seide, da er beurlaubt wäre und am nächſten Tage nach
ſeiner Garniſon Leipzig reiſen müißte, ſofort zuzuſchicken, damit
ſeine Frau Auswahl treffen könnte. Auf dieſe Vorſtellung hin
iſt auch ſofort eine Verkäuferin mit vier Stücken verſchieden
farbiger Seide im Werte von 5000 Mark nach dem von ihm
angegebenen Hauſe geſchickt worden. Vor dieſem, dem Land
wirtſchaftskammergebände, hat der Mann die Verkäuferin er-
wartet und ſie aufgefordert, mit nach dem 1. Obergeſchoß zu
kommen. Dort hat er ſich die Seide mit dem Bemerken, ſie
ſeiner Frau zeigen zu wollen, geben laſſen Er iſt dann auf
dem Flur weitergegangen und um eine Ecke verſchiounden.
Nachdem die Verkäuferin lange vergebens auf die Rückkehr
des Mannes gewartet hatte, hat ſie im Gebäude Erkundigungen
nach ihm eingezogen und erfahren müſſen, daß ſie eine n Be
rrüger in die Hände gefallen ſei. Der Betrüger hat ſich Dr.
Hartwig genannt und wird wie folgt beſchrieben: Etwa 99
Jahre alt, 1,75 Meter groß, unterſetzt, kräftig, dunkelblondes
Haar, blaſſes, rundes glatitraſiertes Geſicht, geradlinige Naſe,
aufrechten Gang und Haltung, trug Klemmer ohne Einfaſſung
und war bekleidet mit dunkelblaner Hoſe, hellgrauem, ſchwarz-
karierrem Ueberzieher, grauem, weichen Hut mit dunklem
Band.

Eine Belohnung von 300 Mark zahlt die Firma Schneider
hier für Ermittlung des Täters und für Herbeiſchaffung der
geſtohlenen Seide aus.

Treibriemendiebſtahl 200 Mark Belohnung. Aus der
Maſchinenfabrik von Heber u. Streblow in Büſchdorf ſind in
den letzten Wochen nachts wiederholt mittels Einbruchs Treib-
riemen geſtohlen worden. Letztere ſind von verſchiedener Länge
und 15 bis 6 Zentimeter breit. Für die Ermittlung der Di
und Wiedererlangung der Treibriemen hat der Geſchädigte
200 Mark Belohnung ausgeſetzt. Wer irgendwelche ſachdien
liche Wahrnehmungen gemacht hat, wird erſucht, dieſe der
Kriminalpolizei Halle, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 33, mit
zuteilen.

Ein Einbruchsdiebſtahl wurde in der vergangenen Nachtberuht eine alte verdutzte Geſellſchaft, die mitunter noch vo ürdin Vei 2garnichtweiß, daß ſie im 20. Jahrhundert lebt freien und aufrechten Volkes würdig iſt Seifall in einem Zigarrengeſchäft in der Ranniſchen Straße verübt
Und dieſer bevorzugten Standesvertretung will man ihre Rechte Die Genoſſen Albrecht und Kürbs fordern im gleichen Die Diebe. die für etwa 4000 Mk. Waren eingepackt hatten.
noch erweitern. Redner behandelt nun des weiteren Sinne zur ſozialdemokratiſchen Werbearbeit auf, und mit der wurden durch einen Polizeiwachtmeiſter und einen Polizei

das Etatsrecht des Landtags. Aufforderung, mehr als bisher für die Unabhängige
Sozialdemokratie zu werben und zu wirken, ſchloß der

ſergeanten überraſcht. Es gelang zwei der Täter, darunter
einen ehemaligen Zuchthäusler, feſtzunehmen, der

e n r ddenhade Vorſitzende Gen. Albrecht die eindrucksvolle Verſammlung. dritte entkam. Weitere Ermittlungen ſind im J
einem Scheinrechte beſchneiden. Damit würde jede parla Neue Bekanntmachungen W Auf der Straße entbunden. Jn der Gr. r 2mentäriſche Wirkſamkeit von, vornherein lahmgelegt, und die 4 W ään ein Mädchen, ehe es ſeine in der Nähe befindliche Wohnu jan
Regierung könnte ohne bewilligten Etat, ohne Parlament Eier werden am Donnerstag in der Talamtſchule auf die aufſuchen konnte. von einem Kinde entbunden. Mutter u iro
munter weiterregieren. Und ſo was nennen auch unſere Re Nrn. 55 001 bis 70 000 abgegeben. Kind wurden mit dem ſtädtiſchen Krankenwagen nach ihrer ſie
gierungsſozialiſten „Parlamentariſierung' und Der Verkauf von ſtädtiſchen Gemüſekonſerven wird am Wohnung geſchafft. da
„Demokratiſierung“ „Neudrienticrung“. Donnerstag in der Talamtſchule fortgeſezt. An der Reihe Tot aufgefunden wurde eine Lehrerswitwe auf der vo

Aber dieſe ganze Reform der Regierung, die durch ihr ein- ſind dic Nrn. 1 bis 70 000. Treppe ihrer in der Triftſtraße befindlichen Wohnung. Nach er
jchränkendes Veiwert zu einer bloßen Scheinreform wird, Angabe des hinzugezogenen Arztes iſt der Tod durch Herzſchlag angeht ja den reaktionären Parieien des Dreiklaſſenhauſes noch Einführung einer Wohnungskarte? Die Reichs- und eingetreten.
ſam es Piur uwahtrett aeregeit dar vo ſener Augshwe Staatebehörden ſowie die Parlamente wenden der Frage der Selbſtmordverſuch. Jn ihrer in der Talſtraße befindlichen er
die Wirkung haben würde daß die unpemitt t W ler Wohnungsnot große Aufmerkſamkeit zu. Der Kleinwohnungs Wohnung verſuchte ſich eine Arbeiterin zu vergiften. Sie wurde de
v u T an Dre nemitrerten ber vau ſoll unter Zuſchuß ſtagatlicher Mittel erheblich gefördert mit dem Krankenwagen der Kgl. Klinik zugeführt. Lebens- tin Grund und Voden ſtimmen könnte. So ſieht das Wahlrecht i P tte: fahr beſteht anſcheinend nicht 4der Zukunft aus, wie es ſich die preußiſchen Junker denken. werden. Nach einer Mitteilung einer Nachrichtenſtelle ſollen gefahr eſteb

Wie wird ſich nun ſchließlich die ganze preu vicht. nur Böden- und Kelerräume. ſoweit dies geſundheitlich in. Neun H dein H den et Tßiſche Wahlrechtsfrage löſen? Werden die zuläſſig iſt, vorläufig zu Wohngelegenheiten ausgebaut werden, J Wettin. Ne Den ühne i n d n a h Dr7 d Se m
Forderungen des Volkes nach dem gleichen ſondern es wird auch der Gedanke erwogen, eine Art Wohnungs Anwohner des Mühlwegs entwendet und an Ort und Stelle diWahlrecht erfüllt werden Die Konſer- karte einzuführen, d. h. es ſollen die Wohnungen tunlichſft abgeſchlachtet.
vativen wenden ſich dagegen daß man die „Verleihung“ des nach der Kopfzahl verteilt werden. Auch die Teilung Fienſtedt. Der Fuchs als Geflügelräuber. Sinem u
gleichen Wahlrechts als eine „Belohnung“ für die Kriegs- großer Wohnungen wird erwogen. Gutsbeſitzer war nach und nach eine Anzahl Geflügel abhonden ſe
opfer des Volkes anzuſehen habe. Wir fordern das Wahlrecht Daß ſich die Behörden wirklich zur Teilung großer und zur gekommen. ohne das ſich über den Verbleib etwas feſtſtellen g
ohne Rückſicht „Aber der Krieg iſt da. Und es etwaigen Beſchlagnahme leerſtehender Wohnun ließ. Sonntag früh bemerkte ein auf dem Hofe beſchäftigter nSee ehe Beeſen Zuch Weg gegen erſehen werden das vermögen wir ſo dent noch nie zu ten Wege re de e eerelee e
Kriegsgewinnlern, Kriegswucherern, Schleichhändiern und gauben; man weiß ſchon. welche Rückſichten man den Perſonen folgten der im Scel nee ſichtbaren Spur bis zumn Bau
Schiebern aller Art ein Mehrſtimmenrecht ließe und den nrit Kreiſen ſchuldig iſt, die über Wohnungen mit Dutzenden von ſofort wurde nit dem Ausgraben begonnen Meiſter
Kriegsauszeichnungen geſchmückten Kriegskrüppel mit nur einer Zimmern verfügen. Jedenfalls aber wird man kaum früher Reinecke das Lebenslicht ausgeblaſen
Stimme abſpeiſen würde! Das wäre allerdings ein „Dank des einen ſolchen radikalen Schritt unternehmen, bis nicht auch der
Vaterlandes über den ſich die Krieger reichlich zu wundern letzte Dach- oder Kellerraum Wohnungszwecken nutzbar gemacht r V
hätten

Wir fordern das gaſlgemeine und gleiche Wahlrecht für das
mündige Volk, das nicht mehr gewillt iſt, ſich von Junkern,
Großgrundbeſitzern und GEroßinduſtriellen nach Willkür regieren
zu laſſen! Wir werden ja auch im Reiche preußiſch
regiert, nach dem Willen der preußiſchen Junker, die den ganzen
Regierungs- und Verwaltungsapparat lenken und beeinfluffen.

wenn Wilſon ſagt, die Gewähr für einen
Dauerfrieden wird nur durch eine gründliche

worden iſt ſo ſchwere geſundheitliche Bedenken auch gegen
dieſe Art „Wohnungspolitik“ ſprechen mögen!

Wertloſe Pulver. Die Verkäufer von Vanilinpulver,
Aromapulver mit Mandel-. Zitronengeſchmack und ähnlichen
Präparaten ſeien darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſe Pul-
ver in den weitans meiſten Fällen lediglich aus aromatiſier-
ter Schlemmkreide ſtatt des früher hierzu verwendeten Mehles
und Zuckers beſtehen, und daß, wer derartige Prävparate feil-
hält, auf Grund des K 11 des Nahrungswittelgeſetzes (fahr

Letzte Nachrichten.
Prämilinarfriede mit Rumänien.

Nach einer Meldung iſt mit Rumänien ein Präliminar-
frieden (vorläufiger Frieden) abgeſchloſſen worden. Rumänien
tritt die Dobrutſcha an Bulgarien ab. Der Waffenſtillſtand
bleibt für 14 Tage in Kraft, in welcher Zeit der endgültige
Friedensſchluß erfolgen ſoll.Demokratiſierung Preußen Deutſchlands

v erbürgt, ſo hat er damit vollſtändig recht. (Sehr wahrl; l käſſiger Verkauf verfälſchter Nahrungsmittel) gerichtlich belangt (Siehe auch 1. Seite.),
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